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Zusammenfassung
Der Ausbau von Ganztagsschulen ist gegenwärtig der
zentrale bildungspolitische Reformansatz in Deutsch-
land, der hohe Erwartungen auf sich zieht. Dies gilt
auch hinsichtlich der Förderung bürgerschaftlicher
Kompetenzen. Allerdings ist dieser Aspekt der Bil-
dung sowohl in der allgemeinen Bildungsdebatte
als auch mit Blick auf den Ausbau und die Weiter-
entwicklung ganztägiger Schulformen bislang noch
unterbelichtet.
Abstract
At the moment, the political approach in the field of
education in Germany is focussed on the extension
of whole-day schools which raises high expectations.
This also applies to supporting civil competencies.
However, this education aspect has insufficiently
been addressed so far in general debates on educa-
tion as well as in regard to the extension and further
development of whole-day school forms.
Schlüsselwörter
bürgerschaftliches Engagement - Schule - Bildungs-
reform

1. Ganztagsschule – Chancen und Potenziale
der Engagementförderung
Partizipations- und Engagementförderung greifen
vor allem in den schulischen Handlungsfeldern Un-
terricht, Schulleben, Einbeziehung außerschulischer
Umfelder und im Rahmen von Schulentwicklung
(Holtappels 2004, S. 261). Dabei können Schülerin-
nen und Schülern sowohl Räume für formal-rechtli-
che Mitbestimmungsformen als auch für Möglich-
keiten aktiver Mitgestaltung eröffnet werden. In den
Feldern Unterricht und Schulleben ist Schülerbeteili-
gung vor allem durch Öffnungsansätze und Commu-
nity Education intensiviert worden, die in Ganztags-
schulen auf einen umfassenderen Gestaltungsrahmen
treffen, jedoch auch (und bereits) in Halbtagsschulen
verbreitet sind (ebd., S. 262) und dabei eine zentrale
Zielsetzung verfolgen: „Lebensnaher Unterricht, die
Berücksichtigung komplexer fächerübergreifender
Problemsituationen und ein anregend gestaltetes
Schulleben sollen den Schüler/-innen umfangreiche
soziale und kooperative Erfahrungen ermöglichen,
Selbständigkeit, Eigentätigkeit und selbstverantwor-
tetes Problemlösen unterstützen, die Auseinanderset-

zung mit unterschiedlichen Standpunkten fördern“
(ebd.). Der Erfolg dieser Maßnahmen ist dabei we-
sentlich von Gelingensbedingungen abhängig, vor
allem die zugeschriebene Relevanz von Partizipation
im Schulalltag und im Schulprogramm, die Schaf-
fung nachhaltiger und stützender Strukturen sowie
die kontinuierliche Arbeit aller Beteiligten an den ent-
sprechenden Voraussetzungen. Dies sind vor allem
der Grad an erreichter Strukturbildung und Koope-
ration sowie die Verankerung einer grundlegenden
partizipativen Ausrichtung der Gestaltung des Schul-
alltags in einem Leitbild, die dann zu einem inte-
grierten Ansatz der Engagementförderung führen
können.

Aktives Gestaltungshandeln, Partizipation, Verant-
wortungsübernahme, Gemeinsinn und Solidarität
müssen – auch in der Schule und durch sie geför-
dert – gelernt werden und bilden eine wichtige Ba-
sis für Sozialintegration und gesellschaftliche Teilha-
be. Ganztagsschulen bieten hierfür zunächst einen
indirekten Ermöglichungsrahmen, der sich vor allem
anhand von drei Punkten kennzeichnen lässt.

1.1 Organisation (erweiterte Raum- und
Zeitkonzepte)
Ganztagsschule bedeutet zunächst eine modifizierte
Schulorganisation mit der Möglichkeit der Verände-
rung schulischen Lernens, des Schullebens und der
Beziehung zu außerschulischen Partnerschaften be-
ziehungsweise dem Schulumfeld. Die zeitliche Min-
destangebotsdauer und das den Schulalltag glie-
dernde Mittagessen sind formelle, äußere Merkma-
le, die durch ein qualitatives Merkmal ergänzt wer-
den – die konzeptionelle Verbindung von unterricht-
lichen und außerunterrichtlichen Angeboten, mithin
die Synthese von schulischen und außerschulischen
Bildungsprozessen (Rekus 2005). Die äußeren Merk-
male werden organisatorisch vor allem in drei Mo-
delle der Ganztagsschule untergliedert (offene, teil-
gebundene, gebundene Modelle). Die entstehenden
pädagogischen Gestaltungsansätze können Partizi-
pation und Demokratielernen direkt einbeziehen,
schaffen vor allem aber pädagogisch arrangierte
Räume und informelle Gelegenheiten des sozialen
Lernens und erzielen damit indirekte Effekte der
Partizipations- und Engagementförderung.

1.2 Integratives und kooperationsoffenes
Leitbild von Ganztagsschule 
Dieses orientiert sich schwerpunktmäßig an neuen
pädagogischen Leitbildern: Es soll – auch durch die
Zusammenarbeit von Schule, Kinder- und Jugend-
hilfe und weiteren außerschulischen Trägern und
Akteuren – eine neue Lernkultur entwickelt werden.
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Im Mittelpunkt steht die Integration von Bildung,
Erziehung und Förderung als pädagogisches Leitbild
der Ganztagsschule. Zentral sind hierfür:
▲ die Orientierung an Kooperation pädagogischer
Professionen, die in der Zusammenarbeit von Lehr-
kräften mit Erziehern und Erzieherinnen, Sozialpä-
dagogen, Musikschullehrerinnen und -lehrern, thera-
peutischem Personal oder weiteren Professionen
kooperativ konzipierte und realisierte Ganztagsan-
gebote eröffnet.
▲ vielfältige Optionen der Gestaltung und Organi-
sation des Schulalltags, die eine bessere Rhythmi-
sierung und eine umfassende Bildung ermöglichen.
Die Angebote können Förder-, Betreuungs- und Frei-
zeitangebote, spezielle Angebote für Kinder mit be-
sonderem Förderbedarf, die Unterstützung und Stär-
kung der Familienerziehung umfassen.
▲ insbesondere die individuelle Förderung und Un-
terstützung von Bildungschancen aller Schülerinnen
und Schüler unter Berücksichtigung sozialer Lebens-
verhältnisse und Bildungschancen. Die Hilfe zur
Selbstständigkeit und Eigenverantwortung soll in
ganztägigen Lernarrangements befördert werden.

1.3 Ganzheitlichkeit und Lebenswelt-
orientierung
Die zeitlich und räumlich erweiterte, an Kooperation
mit außerschulischen Partnerschaften, Professionen
und Institutionen orientierte Ganztagsschule hat die
in ihr lernenden und lebenden jungen Menschen nicht
lediglich in ihrer Rolle als Schülerinnen und Schüler,
sondern als Kinder und Jugendliche mit vielfältigen
Wünschen, Interessen und Bedürfnissen sowie so-
zialen Bezügen, Kontexten, Erfordernissen und Kon-
flikten im Blick (Ganzheitlichkeit). Diesem Anspruch
gerecht zu werden, baut die Schule Brücken und
schafft Verknüpfungen zwischen den schulischen
Lernarrangements und den lebens- und alltagswelt-
lichen Bezügen der jungen Menschen in Familie,
Wohngebiet und Freizeit. Durch das Anknüpfen an
Alltag und Lebensrealität der Schülerinnen und Schü-
ler kann schulisches Lernen erfahrungsorientiert
bereichert werden. Gleichzeitig findet eine lebens-
weltliche Öffnung der Schule hin zum Gemeinwesen
statt, die eine stärkere gegenseitige Bezugnahme
befördert. Schule agiert zunehmend in Kooperation
mit außerschulischen Partnern und Partnerinnen und
auch außerhalb des Schulgebäudes. Akteure aus dem
Wohnumfeld und dem Gemeinwesen beleben den
schulischen Alltag und tragen dazu bei, Schule als
wichtigen Ort im Zentrum des Stadtteils beziehungs-
weise der Gemeinde zu etablieren. Ganzheitlichkeit
und Lebensweltorientierung eröffnen dadurch – in-
direkt – Räume für Mitbestimmung und aktives Mit-
machen.
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Eine der größten sozialen Herausforderungen in
Deutschland ist ein Bildungsproblem: Sprachdefizite
und die Mängel unseres Schulsystems führen viele
Schulkinder aus Migrantenfamilien gleich auf der
ersten Etappe ihres Bildungsweges in eine Sackgas-
se. Mittlerweile beendet ein Großteil von ihnen die
Schulzeit ohne einen Abschluss – und das in einer
Zeit, wo selbst Mittlere Reife oder Abitur keine ver-
lässliche Option auf einen Arbeitsplatz bieten. Man
muss nicht erst an die jüngsten Exzesse der Jugend-
gewalt in Frankreich denken um zu erkennen, wel-
chen Sprengstoff diese Situation in sich birgt. Dabei
müssten diese Kinder für unsere alternde Gesell-
schaft doch geradezu Hoffnungsträger sein, ein bal-
diger Mangel an Arbeitskräften wird schon seit Jah-
ren prognostiziert. Wie können die Bildungs- und
Lebenschancen dieser Kinder mit den Zukunftser-
wartungen von Wirtschaft und Gesellschaft zusam-
mengebracht werden? Da müsste man doch etwas
unternehmen …

Genau das hat sich vor kurzem auch der traditions-
reiche Verband der Berliner Kaufleute und Industri-
ellen (VBKI) gedacht – und hat gehandelt. Auf der
Basis eines an der Universität Potsdam entwickelten
Konzepts organisiert und finanziert der VBKI Förder-
unterricht an zurzeit zwölf Berliner Grundschulen in
sozialen Brennpunkten. Durchgeführt wird der Un-
terricht von angehenden Lehrerinnen und Lehrern,
die auf diese Weise ihrem Studium einen (doppelt)
wertvollen Praxisbezug verleihen. Eine Klassenleh-
rerin zieht nach einem Jahr eine positive Zwischen-
bilanz:„Die Förderkinder haben im Verlauf des drit-
ten Schuljahres mehr gelernt als in den beiden Jah-
ren zuvor.“Damit nicht genug: Der VBKI organisiert
an denselben Schulen außerdem Lesepatenschaften.
Ehrenamtliche lesen den Kindern vor, lassen sich
vorlesen, machen ihnen Appetit auf Bücher und ver-
bessern damit deren Sprach- und Lesefähigkeiten.

Die Initiative der Berliner Kaufleute zeigt:„Unter-
nehmer“kommt von„unternehmen“. Aber nicht nur
Unternehmer können etwas unternehmen. Hoffent-
lich macht das gute Beispiel Schule.

Burkhard Wilke
wilke@dzi.de

DZI-Kolumne
Unternehmer
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Sofern diese Optionen in Lehr- und Lernkonzepten
aufgegriffen und operationalisiert werden, ergeben
sich daraus direkte Ermöglichungsperspektiven für
Partizipations- und Engagementförderung. Ein direk-
ter Ermöglichungsrahmen von Ganztagsschulen
kommt zustande, indem Partizipation und Engage-
mentförderung expliziter Referenzrahmen für die
Gestaltung von differenzierten Lernarrangements
und des Schullebens als Aspekt einer Lehr- und Lern-
kultur sind.

1.4 Innovation der Lehr- und Lernkultur
Der organisatorische Rahmen – mehr Zeit und Raum
– ermöglicht in Ganztagsschulen Lernformen, die
vielfältige Zugänge, lebensnahe und lebensweltsen-
sible Erfahrungsräume einbeziehen und ein Lernen
mit „Ernst-Charakter“fördern. Damit kann der Un-
terricht bereichert, inhaltlich und methodisch flexibi-
lisiert werden, zum Beispiel mittels eines Programms
an Arbeitsgemeinschaften und Projekten, die den
Lern- und Freizeitbereich verbinden und damit prak-
tisch eigentätiges und soziales Lernen befördern, oder
etwa durch Konzepte des Service Learning (Sliwka
2004), die die kognitive Wissensvermittlung gezielt
mit realen Problemen und Fragestellungen in Alltag
und Lebenswelt der Schülerinnen und Schüler sowie
Möglichkeiten eines freiwilligen, gemeinwohlorien-
tierten Tuns verbinden. Hierdurch werden also nicht
nur Lernpotenziale gefördert, sondern auch gezielte
Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen (Holtappels
2004, S. 264). Diese beziehen sich aber nicht nur auf
die Differenzierung der Lernorganisation und einer
lerngerechten Rhythmisierung (insbesondere die
Förderung offenen Lernens, individuelle Förderung),
sondern auch auf die Ausgestaltung des Schullebens
und auf Schulöffnungsaspekte.

Einerseits spiegeln innovative Merkmale zeitgemäßer
Schulkonzepte (Holtappels 1995, S.15ff.) eine phasen-
weise Aufhebung der Differenz von kognitivem und
sozialem Lernen, von Erziehung und Unterricht wi-
der. Es findet eine Verknüpfung von kognitiven, so-
zialen und emotionalen Lernarrangements statt. Hier
entsteht der bewusst ausfüllbare Spielraum, die di-
rekte Ermöglichung und die konzeptionelle Grund-
legung von partizipativem Lernen. Andererseits ist
ein wesentliches Merkmal von Innovation die Aus-
gestaltung des Schullebens, die Engagement för-
dernde Aktivitäten bewusst berücksichtigen kann,
etwa durch offene Gruppenarbeit, Wettbewerbe,
Planspiele, die Möglichkeit der Übernahme sozial-
verantwortlicher Funktionen sowie Verknüpfungen
zu Schulprojekten und Projektlernen. Expliziten Aus-
druck finden diese Bemühungen in der Etablierung
einer Civic Education.

1.5 Civic Education
Diese existiert als eigenständiger Bestandteil schu-
lischen Lebens und Lernens im Kern des schulischen
Bildungsauftrags. Dabei geht es um Lehr- und Lern-
arrangements, die auf die Herausbildung von sozia-
len, solidarischen, kooperativen und partizipativen
Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler zielen.
Ganztagsschule kann jungen Menschen neue Chan-
cen bieten, um im konkreten Tun Verantwortung für
sich selbst und andere zu übernehmen, Möglichkei-
ten eines freiwilligen Engagements zu erproben, En-
gagement- und Partizipationsrollen einzuüben und
darin„bürgerschaftliche“Kompetenzen zu erwerben.
Diese Arrangements können eng mit unterrichtlichem
und projektförmig organisiertem Lernen verknüpft
sein, indem etwa die Wissensvermittlung im Fach-
unterricht mit Engagementprojekten verbunden wird,
die die räumlichen Grenzen der Schule überschrei-
ten und erfahrungsorientiertes Lernen in realen le-
bensweltlichen Zusammenhängen ermöglichen. Sie
können darüber hinaus die Möglichkeiten der (nicht
nur formalen) Mitbestimmung in der Schule intensi-
vieren, indem sie Bezug nehmen auf die bestehen-
den Beteiligungsstrukturen in der Schule und inno-
vative Partizipationsformen anregen und entwickeln.
Konzepte einer Civic Education gelingen umso bes-
ser, je enger sie mit Strategien einer Community
Education gekoppelt und in diese eingebettet sind.

1.6 Community Education
Hiermit ist die Schule als wichtiger Ort im Stadtteil
beziehungsweise in ihrem Nahraum verankert. Die
Schule wird für Kooperationen mit Akteuren des Ge-
meinwesens geöffnet und ein Zentrum für vielfältige
Aktivitäten. Verbunden damit ist eine gegenseitige
Bereicherung von Schule und Wohnumfeld. Es wird
klar, dass Schule kein künstlicher Schonraum jenseits
realer Lebensverhältnisse, sondern Teil des öffentli-
chen Lebens, des Gemeinwesens und somit Teil un-
serer Demokratie ist. Schulöffnung reichert die päda-
gogische Ganztagsgestaltung an und verhindert
einen schulzentrierten, systemisch geschlossenen
Entwicklungsprozess (das lebensweltdistanzierte
Verschulungsdilemma), indem eine inhaltliche, me-
thodische Öffnung von Unterricht mit einer räumli-
chen und personellen wie institutionellen Öffnung
zusammengeht – damit Kooperationen mit anderen
Personen und Institutionen ermöglicht und der Schu-
le einen aktiven Part der Teilhabe am Gemeinwesen
zumisst. Nicht zuletzt wird auf diese Weise auch dem
erweiterten Bildungsverständnis Rechnung getra-
gen, das vielfältige Ansatzpunkte für seine praktische
Realisierung erhält. Kernpunkt: Schulen, die ganz-
tägiges Lernen ermöglichen wollen, öffnen sich. Nur
gemeinsam mit Partnern aus dem Schulumfeld und
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überörtlichen Trägern können sie das anspruchsvolle
Ziel, Ganztagsschule zu sein und Kindern einen viel-
fältigen Schulalltag als Lern- und Lebensraum zu bie-
ten, effektiv in die Praxis umsetzen. Schule kann hier-
bei auf eine Reihe von Partnerschaften aus den Berei-
chen Musik, Kultur oder Sport zählen – genauso wie
auf den wichtigen Partner Kinder- und Jugendhilfe.

1.7 Kooperation mit der Jugendhilfe
Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe ist es, junge
Menschen in ihrer individuellen und sozialen Ent-
wicklung zu fördern und dazu beizutragen, Benach-
teiligungen zu vermeiden oder abzubauen. Für die
Ganztagsschule ist dies in mehrfacher Hinsicht von
Bedeutung:
▲ Ganztagsschule möchte für alle Kinder und Ju-
gendlichen Angebote machen und ihnen Lernchan-
cen eröffnen, dabei besondere Förderbedarfe be-
rücksichtigen, die durch schwierige Lebenssituatio-
nen entstehen können. Sie findet mit der Kinder- und
Jugendhilfe eine Expertin für Fragen der sozialen In-
tegration, des Umgangs mit individuellen und sozia-
len Benachteiligungen und der intensiven sozialpä-
dagogischen Begleitung.
▲ Ganztagsschule möchte ein vielfältiges Lern- und
Freizeitangebot bieten. Sie findet in der Kinder- und
Jugendhilfe eine Partnerin mit Erfahrung in der offe-
nen Kinder- und Jugendarbeit, etwa in Angeboten
der Bereiche Ästhetik, Bewegung, Umwelt, Musik,
Medien. So können Gruppenerfahrungen und das
Erlernen von Selbstorganisation durch Eigenaktivi-
tät und Verantwortungsübernahme gefördert wer-
den. Die Kinder- und Jugendarbeit bietet Erfahrungs-
und Experimentierräume für Kinder, unterstützt so-
ziales Lernen und die individuelle Entwicklung.

Die Kinder- und Jugendhilfe steuert damit ihren so-
zialpädagogischen Blickwinkel für die Gestaltung
von Schule bei: Wissen über die Lebenswelten und
-lagen von jungen Menschen und ihren Familien, Er-
fahrungen mit der Kultur des Aufwachsens von Kin-
dern und Jugendlichen vor Ort, alltagsorientierte
Kompetenzen. Sie berücksichtigt die Bedürfnisse
der jungen Menschen und wendet dabei lebendige,
kreative, alltagsorientierte und abwechslungsreiche
Methoden an.

2. Ganztagsschule und Partizipations-
förderung: Ambivalenzen und Schwierigkeiten 
Die Einschätzung indirekter und direkter Potenziale
für Partizipations- und Engagementförderung in und
durch ganztägige Schularrangements und damit die
Beschreibung von hohen Erwartungen an die Schule
als ein „multi-aktives Bildungszentrum“ (Otto; Coe-
len 2004) ist nicht frei von Ambivalenzen und Vor-

behalten, die sich an den folgenden Aspekten fest-
machen lassen:

▲ Partizipationspotenziale müssen aktiv ausge-
schöpft werden: Wenn auch Ganztagsschule erheb-
liche Chancen der Partizipations- und Engagement-
förderung bietet, bedeutet dies doch keineswegs
automatisch, dass sich diese in der Praxis auch ent-
falten. Notwendig sind daher ihre konzeptionelle
Herausstellung und die operative Übersetzung be-
stehender Potenziale in konkreten Konzepten und
Projekten, die sich an den jeweiligen Bedingungen
und Besonderheiten der Einzelschule orientieren
müssen. Dies ist vor allem deshalb von Bedeutung,
da die bestehenden Spielräume bei der Ausgestal-
tung von Ganztagsschule durchaus die Gefahr un-
aufwändiger, aber pädagogisch wenig wirksamer
Umsetzungsformen in sich bergen (Olk 2004). Ins-
besondere die offenen Formen der Ganztagsschule
könnten dafür anfällig sein, Projekte und Anliegen
der Partizipations- und Engagementförderung ledig-
lich zur Ausfüllung offener Zeiten und Betreuungs-
räume zu nutzen, wobei sie lediglich dekoratives
Beiwerk der Schule wären und die Kernbereiche
schulischen Wirkens und ihre pädagogischen Leit-
bilder unberührt blieben.

▲ Für Civic Education gibt es kein Standardkonzept
– Differenzierungen sind notwendig: Möglichkeiten
für Engagement und Partizipation bedürfen der Ana-
lyse der jeweiligen Situation in der Einzelschule so-
wie der Lebensbedingungen der in ihr lernenden
Schülerinnen und Schüler. Diese Besonderheiten
müssen einfließen in die Entwicklung altersgerech-
ter Lern- und Erprobungssituationen mit Ernstcha-
rakter, in denen Kinder und Jugendliche Verantwor-
tung übernehmen können und dabei mit positiven
wie negativen Folgen ihres Handelns konfrontiert
werden. Derartige Lernarrangements, die möglichst
auch mit praktischer Bedeutung für das Gemein-
schaftsleben gekoppelt sind, lassen sich nicht stan-
dardisieren. Beispiele gelungener Praxis lassen sich
zum Vorbild nehmen, bedürfen jedoch der Überprü-
fung und Übertragung auf die eigene schulische
Situation.

▲ Partizipations- und Engagementförderung stehen
in relativer Abhängigkeit zum jeweiligen organisa-
torischen Modell der Ganztagsschule: Chancen der
Partizipations- und Engagementförderung steigen
mit dem Organisationsgrad des Ganztagsschulbe-
triebs. Offene Formen bieten zwar durchaus neue
Chancen einer stärkeren partizipativen Ausrichtung,
bleiben aber – insbesondere auf Grund ihrer Be-
grenztheit hinsichtlich Unterricht und Curriculum-
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gestaltung – eingeengt.„Additive“ Modelle des
Ganztagsschulbetriebs mit wenigen zusätzlichen Be-
treuungsstunden an drei Nachmittagen der Woche,
die unverbunden neben dem vormittäglichen Unter-
richt angeboten werden, können nur bedingt zu ei-
ner Steigerung von Teilhabe- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten beitragen. Sie bleiben letztendlich
auf den indirekten Ermöglichungsrahmen begrenzt.

▲ Grad der Integration von Konzepten der Partizi-
pations- und Engagementförderung (Civic Educa-
tion) in der Schule: Partizipation und Engagement
gewinnen als Bildungsziel in der (Ganztags)Schule
in dem Maße an Raum und Bedeutung, wie ihre Po-
tenziale über die latent vorhandenen Chancen (in-
direkter Ermöglichungsrahmen) als Prinzip, Methode
und Ziel in konkreten Lehr- und Lernarrangements
verankert und ausgeschöpft werden. Dies gelingt
umso intensiver, je mehr sich Teilhabe und Mitbe-
stimmung, Engagement und Kooperation als zentrale
Elemente in schulischen Leitbildern und im pädago-
gischen Selbstverständnis der Einzelschule (Schul-
konzept, Schulprogramm) niederschlagen.

▲ (Ganztags)Schule kann bürgerschaftliche Bildungs-
prozesse auch verhindern: Die Konzeption eines Bil-
dungsziels„bürgerschaftliches Engagement“steht
in der Gefahr, allzu sehr in die curriculare Logik ei-
ner Schule gepresst zu werden. Bürgerschaftliches
Engagement ist jedoch nicht rein kognitiv zu erler-
nen. Wenn es auch Wissensdimensionen umfasst, so
ist es doch nicht einfach in Form eines Schulfaches
lehr- und lernbar (Rauschenbach 2005). Sofern sich
das Bildungsziel „bürgerschaftliches Engagement“
seitens der Schule mit einem normativen Anspruch,
einer moralischen Verpflichtung zum Engagement
verbindet,gegebenenfalls sogar Sanktionen bei Nicht-
Engagement greifen, würde dieses Ansinnen bürger-
schaftliche und partizipative Bildungsprozesse eher
verhindern, die Ausprägung bürgerschaftlicher Kom-
petenzen blockieren statt sie zu befördern. Entschei-
dend ist daher, dass Teilhabe- und Mitbestimmungs-
möglichkeiten als Gestaltungsprinzip den Schulalltag
bestimmen und Räume zum Erproben und Erlernen
von Engagement zur Verfügung gestellt werden, die
ihrerseits Wahl- und Entscheidungsoptionen der
Schülerinnen und Schüler zu Grunde legen.

▲Partnerschaftliche Kooperation mit der Jugend-
hilfe: Insbesondere in offenen Formen des Ganz-
tagsbetriebs besteht die Gefahr der Parzellierung
von Unterricht am Vormittag und „zusätzlichen“An-
geboten am Nachmittag. Solchen additiven Model-
len mangelt es nicht nur an konzeptionellen Leitlini-
en, die den schulischen Alltag in seiner Gesamtheit

verbinden, es fehlt auch an personeller Kontinuität
sowie an gemeinsamen integrierten Lerngruppen.
So liegen Befürchtungen nahe, dass sich die in der
Kooperation von Jugendhilfe und Schule als über-
wunden geglaubte Arbeitsteilung in der Ganztags-
schule neu etablieren könnte, die Lehrerinnen und
Lehrer sich im Wesentlichen auf Unterricht und Wis-
sensvermittlung am Vormittag konzentrieren und
die Träger der Jugend- und Jugendsozialarbeit am
Nachmittag Freizeit- und Förderangebote machen.
Diesen defizitären Formen der Kooperation mit all
ihren bekannten Problemen und Folgewirkungen ist
aus Sicht der Jugendhilfe eine klare Absage zu er-
teilen. Kooperation muss auch in der Ganztagsschu-
le in gleichberechtigter Partnerschaft und unter Be-
achtung der entwickelten Qualitätskriterien statt-
finden.

▲Monopolisierung von Bildungsansprüchen durch
die Ganztagsschule verhindern: Mit der Ausdehnung
des zeitlichen Rahmens der Ganztagsschule und dem
Einbezug informeller und nichtformeller Bildungs-
orte und -gelegenheiten gewinnt die Schule für sämt-
liche Bildungsbemühungen eine scheinbare Mono-
polstellung. Dies führt in der öffentlichen Bildungs-
debatte zu neuen Konkurrenzen und Vorbehalten.
Es ist daher von entscheidender Bedeutung, die Ge-
meinsamkeiten und Kooperationsmöglichkeiten von
Schule, Jugendhilfe und anderen außerschulischen
Bildungsakteuren systematisch auszuloten, dabei
jedoch auch ihre Unterschiede und die Berechtigung
ihres eigenständigen Agierens herauszustellen. Es
gilt deutlich zu machen, dass ein Bildungsziel „bür-
gerschaftliches Engagement“auch, jedoch nicht nur
in der Schule Platz greifen muss und darf. Es geht
vielmehr darum, die Komplexität und Vielschichtig-
keit des Bildungsgeschehens anzuerkennen und sol-
che Reformmodelle zu entwickeln, die unterschied-
liche Lernorte und Logiken des Kompetenzerwerbs
in neuer Form miteinander vernetzen.

3. Schule als demokratischer Ort und
partnerschaftlich orientiertes Lernzentrum
Mit den folgenden zehn Thesen1 zur gesellschaftli-
chen Bedeutung bürgerschaftlicher Bildung, zu den
Chancen und Potenzialen von Engagement- und Par-
tizipationsförderung in (Ganztags)Schulen sowie den
dafür bestehenden bildungspolitischen und schul-
organisatorischen Anforderungen sollen bürgerge-
sellschaftliche Diskussionsimpulse in die aktuelle
Bildungsreformdebatte eingebracht werden.

▲ Bürgerschaftliches Engagement ist Bildungsfak-
tor und Bildungsort! Fähigkeiten zur demokratischen
Teilhabe und die Bereitschaft zur Verantwortungs-
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übernahme bilden die Voraussetzung für die Zu-
kunftsfähigkeit der demokratischen Gesellschaft und
den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Bürgerschaft-
liches Engagement ist gleichzeitig Bildungsort: Die
Mitwirkung in Vereinen, Projekten und Initiativen
eröffnet Möglichkeiten für ein informelles Lernen in
lebensweltlichen Zusammenhängen. Dabei steht der
Erwerb von Wissen in engem Zusammenhang mit
der Aneignung bürgerschaftlicher Kompetenzen.

▲ Das Lernen von „Bürgerschaftlichkeit“muss früh-
zeitig ermöglicht werden! Bürgerschaftliche Verhal-
tensdispositionen werden in Kindheit und früher Ju-
gend entwickelt. Frühzeitige Engagement- und Demo-
kratieförderung ist daher eine Aufgabe sowohl der
Familie als auch der pädagogischen Institutionen
und Einrichtungen. Dabei kommt der Schule als pä-
dagogischer Ort, der tendenziell alle Kinder und Ju-
gendlichen erreicht, eine herausragende Bedeutung
zu. Die Entwicklung sozialer Kompetenzen und die
Ausprägung von Gemeinsinn sind jedoch bislang erst
ansatzweise in den Kernbereichen des schulischen
Auftrags verankert.

▲ Civic Education ist Teil des schulischen Bildungs-
und Erziehungsauftrags! Ein modernes Bildungsver-
ständnis der Schule muss heute davon ausgehen,
nicht nur kognitives Wissen, sondern auch soziales
Lernen und Kompetenzen wie Kommunikations-, Ko-
operations- und Teamfähigkeit, Empathie und sozia-
les Verantwortungsbewusstsein zu vermitteln. Schule
kann dafür Lern- und Erfahrungsräume zur Verfügung
stellen, die die Herausbildung von Engagementbe-
reitschaft und -motivation sowie demokratischer und
zivilgesellschaftlicher Handlungsorientierungen jun-
ger Menschen fördern. Civic Education gilt es als
selbstverständlichen und gleichberechtigten Teil in
den schulischen Bildungs- und Erziehungsauftrag 
zu integrieren.

▲ Bildung braucht sozialpädagogische und bürger-
schaftliche Perspektiven! Einem umfassenden An-
spruch von Bildung kann die Schule allein nicht ge-
recht werden. Es ist vielmehr geboten, schulische
und außerschulische Bildungspotenziale bei der Ge-
staltung von Bildungsprozessen neu aufeinander zu
beziehen. Ein umfassendes Lern- und Bildungskon-
zept geht von einem engen Zusammenspiel der un-
terschiedlichen Bildungsinstitutionen, Bildungsorte,
Bildungsaufgaben und Bildungsprozesse aus und
bringt sie in ein neues Verhältnis, das Kindern und
Jugendlichen optimale Bildungs- und Teilhabechan-
cen bietet, sie auf die Bewältigung von Anforderun-
gen des Alltags und der Zukunft vorbereitet und für
eine gelingende Lebensführung rüstet. Bildung zielt

auf die Entwicklung allgemeiner Lebensführungs-
und Bewältigungskompetenz. Ein Bildungskonzept,
das dieser weiten Zielperspektive verpflichtet ist,
umfasst gleichauf mit Aufgaben der kulturellen und
materiellen Reproduktion auch Aspekte der sozialen
Integration und des sozialen Lernens (Rauschen-
bach; Otto 2004, S. 20 ff.). Dafür ist es erforderlich,
das Zusammenspiel von Familie, Schule, Kinder- und
Jugendhilfe sowie vielfältiger weiterer gesellschaft-
licher Akteure und Bildungsgelegenheiten neu zu
gestalten.

▲ Unterschiedliche Fachdiskurse gilt es zusammen
zu bringen und synergetisch zu verknüpfen! Die Dis-
kussionen um Partizipation, Engagementförderung,
ein umfassendes Bildungsverständnis und Ganztags-
schule als kooperativ gestalteter Lern- und Lebens-
raum werden gegenwärtig nahezu als parallele Ent-
wicklungen betrachtet, obgleich sie unmittelbare
konzeptionelle Verknüpfungsmöglichkeiten bieten,
die für eine innovative Gestaltung von Bildungsbe-
dingungen junger Menschen künftig stärker zu be-
tonen und in ihren Koppelungschancen zu nutzen
sind. Ihre enge Verknüpfung, die sich in einem bür-
gerschaftlich orientierten Leitbild der (Ganztags)-
Schule ausdrücken könnte, würde die Ansprüche der
einzelnen Debatten in ihrer Intensität, Konsequenz
und praktischen Implementierung deutlich steigern.

▲Ganztagsschule eröffnet Potenziale der Förderung
von Partizipation und Bürgerengagement! Zu den
indirekten Ermöglichungsfaktoren zählen insbeson-
dere erweiterte Raum- und Zeitkonzepte, ein integra-
tives, kooperationsoffenes Leitbild sowie eine ganz-
heitliche, lebensweltorientierte Gestaltungsperspek-
tive der Ganztagsschule.Direkte Chancen für Enga-
gement- und Partizipationsförderung liegen in der
Innovation der Lehr- und Lernkultur, in konkreten
Konzepten der Civic Education und Community Edu-
cation sowie der äußeren Öffnung der Ganztagsschu-
le für Kooperationen und Partnerschaften mit der Ju-
gendhilfe und vielfältigen anderen Akteuren, Einrich-
tungen und Organisationen der Bürgergesellschaft.

▲ Partizipation und Bürgerengagement eröffnen
Chancen für die Gestaltung von Ganztagsschulen!
Potenziale der Partizipations- und Engagementför-
derung in und durch die Ganztagsschule entfalten
sich nicht automatisch. Notwendig sind ihre konzep-
tionelle Herausstellung und die operative Überset-
zung bestehender Potenziale in konkreten Konzep-
ten und Projekten. Dafür gibt es keine Standardvor-
lagen. Die Analyse der jeweiligen Bedingungen und
Besonderheiten der Einzelschule ist Ausgangspunkt
für die Entwicklung altersgerechter Lern- und Erpro-
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bungssituationen mit Ernstcharakter. Die Gestal-
tungsmöglichkeiten dafür steigen mit dem Organi-
sationsgrad des Ganztagsschulbetriebs. Als entschei-
dend erweist sich der erreichte Grad an Integriert-
heit von Civic Education in der Schule.

▲Konzeptionelle Verankerung demokratischer Prin-
zipien im pädagogischen Selbstverständnis der Schu-
le! Konzepte der Partizipations- und Engagement-
förderung in und durch die (Ganztags)Schule ent-
falten ihre Potenziale umso intensiver, je mehr sie
und die mit ihnen verbundenen bürgerschaftlichen
Intentionen selbstverständlicher Teil der Schulkultur,
des schulischen Selbstverständnisses, der Schulphi-
losophie sind. Die Verankerung bürgerschaftlichen
Engagements im schulischen Leitbild drückt sich da-
rin aus, dass das Bildungsziel von„kompetenten Bür-
gern”, also Fähigkeiten zur Kooperation mit anderen
für ein gemeinsames Anliegen und die Vertrautheit
mit demokratischen Regeln, Verfahren und Institu-
tionen, in den pädagogischen Konzepten aufgewer-
tet werden und gleichauf mit kognitiven Dimensio-
nen des Lernens Beachtung erfahren (Enquete-Kom-
mission 2002, S. 550 f.). Dieser Anspruch muss als
Prinzip im Schulalltag spür- und erfahrbar sein und
sich als Element der Schulkultur entfalten. Es geht
damit letztlich um eine nachhaltige Einbindung von
Civic Education in den Bildungsauftrag der Schule.

▲ Ein bürgergesellschaftliches Leitbild von Schule!
Ein bürgergesellschaftliches Leitbild von Schule zeich-
net sich durch eine enge Verknüpfung und Kombina-
tion von Strategien der inneren und äußeren Öffnung
der Schule aus (ebd.). Wege der inneren Öffnung
zielen darauf ab, durch neue Formen des Unterrich-
tens und Lernens Prinzipien wie Handlungsorientie-
rung, eigentätiges und verständnisintensives Lernen
zu stärken und dabei Erfahrungen der demokrati-
schen Mitbestimmung und der Verantwortungsüber-
nahme in realen Handlungs- und Entscheidungs-
situationen zu ermöglichen. Gleichzeitig geht es um
die demokratische Gestaltung des Schulalltags ins-
gesamt durch beispielsweise die Aufwertung der
Rolle von Schüler- und Elternvertretungen, die Stär-
kung von Begegnungs- und Kooperationsformen
und von gemeinsamem Engagement von Schülern
und Schülerinnen, Lehrenden und Eltern. Strategien
der äußeren Öffnung zielen auf die Einbettung der
Schulen in das umliegende Gemeinwesen, ihre Inte-
gration in die lokale Bürgergesellschaft. Durch die
enge Zusammenarbeit mit öffentlichen Einrichtun-
gen, zivilgesellschaftlichen Akteuren und auch Wirt-
schaftsunternehmen können schuluntypische Zu-
gänge und Sichtweisen in Prozesse des schulischen
Lernens und Lebens einbezogen werden. Dadurch

erfährt die Schule eine lebensweltliche Öffnung und
Bereicherung. Sie kann dadurch gleichzeitig für Ak-
tivitäten und gemeinschaftliches Leben der Gemein-
de aufgeschlossen werden und sich zu einem Zen-
trum des Gemeinwesens entwickeln. In diesem Zu-
sammenhang geht es auch um den Aufbau vielfäl-
tiger Partnerschaften und Bündnisse, die Brücken
zwischen Schule und lokaler Bürgergesellschaft
bauen, zusätzliche Kompetenzen und Ressourcen
erschließen und neue Formen der Zusammenarbeit
zu gegenseitigem Vorteil ermöglichen. Kern eines
bürgerschaftlich orientierten Leitbildes von Schule
ist ein Selbstverständnis von ihr als demokratischem
Ort und partnerschaftlich orientiertem Lernzentrum
im Gemeinwesen (Evers u.a. 2002). Dieses Leitbild
eröffnet insbesondere der Ganztagsschule weit rei-
chende Gestaltungsoptionen.

▲ Die Förderung von Partizipation und Bürgerenga-
gement als Gestaltungsziel in sämtlichen Schulen
und Schulformen etablieren! Partizipation und bür-
gerschaftliches Engagement sind sowohl in ihren
pädagogischen Potenzialen für die Gestaltung von
Schule und Lernen als auch in ihrer Bedeutung als
Bildungsziel keineswegs auf ganztägige Formen der
Schulorganisation beschränkt. Sie können und sollen
im Gegenteil in sämtlichen Schulformen und -arten
ihren Niederschlag finden. Durch eine Beschränkung
auf einzelne Schulformen oder Bildungsgänge würde
Partizipation – entgegen der mit ihr verbundenen
gesellschaftlichen Intention – soziale Selektivität
sogar verstärken statt Integration zu fördern. Von
daher muss es ein gesellschaftliches Anliegen und
Ziel sein, Teilhabe und Mitbestimmung im gesamten
Bildungs- und Schulsystem als pädagogisches Prin-
zip und Bildungsfaktor zu verankern.

Anmerkung
1 Die Thesen basieren auf einer Expertise im Auftrag des BLK-
Programms „Demokratie lernen & leben“, die von den Autoren
im Juni 2005 vorgelegt wurden (Hartnuß; Maykus 2005).
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Zusammenfassung
Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen definieren
ihre berufliche Identität überwiegend über die Be-
schreibung ihres alltäglichen Handelns. Auf Grund
der Vielfalt der Arbeitsfelder konnte bisher kein ein-
heitliches Berufsbild Soziale Arbeit entstehen. Dies
wirkt sich hemmend auf die Weiterentwicklung einer
beruflichen Identität aus. Im Interesse eines reflexi-
ven und bewussten Selbstverständnisses stellt sich
die Aufgabe, bereits in der Ausbildung herauszuar-
beiten, wie eine zeitgemäße übergreifende und nicht
nur arbeitsfeldbezogene berufliche Identität ausse-
hen kann, wie sie zum Beispiel der Deutsche Berufs-
verband für Soziale Arbeit (2005) formuliert.
Abstract
Social Workers and Social Pedagogues define their
professional identity predominantly by describing
their everyday actions. Due to the diversity of fields
of work, it was impossible to develop a consistent
job description of Social Work up to now. This fact
inhibits the further development of a professional
identity. On behalf of a reflexive and sensible self-
conception, the task of defining a contemporary and
comprehensive professional identity (not only relat-
ing to the field of work) should already be addres-
sed during the educational period, how it is for ex-
ample phrased by Deutsche Berufsverband für So-
ziale Arbeit (2005).
Schlüsselwörter
Soziale Arbeit - Berufsbild - Definition - Befragung -
Selbstverständnis

1. Einleitung
Kaum einer Fachkraft für Sozialarbeit fällt es leicht,
fachfremden Personen das Berufsbild Soziale Arbeit
zu erklären. Soziale Arbeit wird nach Wilhelm Klü-
sche (1998) überall dort verrichtet, wo andere Pro-
fessionen versagen. Sie ist dort vonnöten, wo eine
„widersprüchliche, überfordernde, eben konflikthaf-
te Situation“ vorliegt. Soziale Arbeit hat einerseits
ihre eigenen Bezugssysteme – Fachlichkeit und Ethik
– und übernimmt andererseits einen gesellschaftli-
chen Auftrag, innerhalb dessen sie auf Rahmenbe-
dingungen verwiesen ist. Klüsche beschreibt den ge-
sellschaftlichen Beitrag der Sozialen Arbeit als eine
notwendige und nützliche Dienstleistung, die sich
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um Integration, Partizipation und Teilhabe ihres Kli-
entels bemüht (ebd.). Nachdem in den 1990er-Jah-
ren der ökonomische Einbruch auch im Sozialbereich
offensichtlich wird, sieht Wolf Rainer Wendt (zitiert
nach Straub 2002, S.17) die Soziale Arbeit vor die
Frage gestellt, „was an ihr sozial bleibt”– eine Fra-
ge, die ihre Identität betrifft.

1997 wurden fachliche Standards in der Sozialpäda-
gogik und in der Sozialen Arbeit in einer Stellung-
nahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landes-
jugendämter (1997) dokumentiert. Die berufliche Tä-
tigkeit von Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen
ist arbeitsfeld- und arbeitsplatzabhängig unterschied-
lich: Sie begleiten im Alltag, intervenieren in Krisen-
situationen und motivieren zu Eigeninitiative, leis-
ten problemzentrierte Beratungsarbeit, indem sie
Wissenslücken füllen, Alternativen aufzeigen und
Entscheidungshilfen geben. Auch im sozialtherapeu-
tischen Kontext werden Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeiter tätig, so in der Rehabilitation, in Bera-
tungsstellen und in Einrichtungen des Strafvollzugs.
Als Sachbearbeiter und Planerinnen erfassen und
interpretieren sie soziale Sachverhalte. Unter Berück-
sichtigung der einschlägigen Rechtsgrundlagen und
Vorschriften ermitteln sie den Bedarf an materieller,
persönlicher und finanzieller Unterstützung und be-
schaffen beziehungsweise vermitteln diese. Als Ko-
ordinierende und Organisierende planen, leiten und
koordinieren sie in und zwischen sozialen Einrich-
tungen. Sie arbeiten in Gremien, entwickeln Netz-
werke und leisten Öffentlichkeitsarbeit (Bundesagen-
tur für Arbeit 2005).

Diese Breite und Vielfalt der Arbeitsfelder bedeuten
ein generelles Strukturproblem für die Profession
Soziale Arbeit. Auf Grund dieser Breite haftet ihr et-
was Unspezifisches und auch Naturwüchsiges an,
was bewirkt, dass Grenzen zu benachbarten Beru-
fen, aber auch zur Laien- oder Ehrenamtlichenarbeit
als fließend wahrgenommen werden. Dies nährt das
verbreitete Vorurteil, Soziale Arbeit sei eine Tätig-
keit, die jeder oder jede kann. Aus dieser Allzustän-
digkeit resultiert oft Unsicherheit hinsichtlich der ei-
genen beruflichen Ein- und Wertschätzung. Regine
Gildemeister (1996) bezeichnet dies als „die Schwie-
rigkeit, Kompetenzansprüche in Bezug auf Probleme
des täglichen Lebens durchzusetzen, die beim Lai-
enpublikum nicht die dafür benötigten besonderen
Fähigkeiten sichtbar werden lässt“. Dies alles führt
dazu, dass das Bild vom Beruf unscharf und nicht
eindeutig zu fassen ist – nicht einmal für die Berufs-
gruppe selbst. Wird Berufsbild als Image, als Be-
schreibung der berufsspezifischen Qualifikationen,
Anforderungen und Sollvorschriften definiert, so

könnte die Existenz eines klar umrissenen Berufsbil-
des zu einer größeren Statussicherheit und zu einer
besser ausgeprägten beruflichen Identität beitragen.
Denn – so ist seit langem immer wieder zu hören
und zu lesen – Sozialarbeiterinnen und Sozialpäda-
gogen fehle diese berufliche Identität. Als Ursache
dafür gelten neben der Vielfalt der Arbeitsfelder die
Hausarbeitsnähe Sozialer Arbeit (Klewitz u.a.1998),
die Dominanz der Frauen im Beruf,1 die nicht vor-
handene klare Definition des Basiswissens, über das
alle Fachkräfte für Sozialarbeit zu verfügen haben,
die noch nicht ausreichend ausdifferenzierte und
eigenständige Fachwissenschaft (Karges; Lehner
2005) wie auch das ungeklärte, als ungleich emp-
fundene Verhältnis zu Expertinnen und Experten
aus anderen Bereichen, auch als Kolonisierung der
Sozialen Arbeit bezeichnet.2

2.Berufliche Identität
Heiko Kleve (2000) beschreibt Soziale Arbeit als ei-
ne von vielfältigen Ambivalenzen durchwachsene
Profession, was ein „Kennzeichen für ihre Identität
der Identitätslosigkeit“sei. Er sieht diese Identität
„im permanenten Übergang“ (ebd., S.138). Somit
seien die„sozialarbeiterischen Ambivalenzen weder
zu eliminieren noch passiv einfach nur auszuhalten“
(ebd., S. 139). Bezogen auf die Persönlichkeit schreibt
H. Fend der Identität gerade in Zeiten rascher Ent-
wicklung und sozialen Wandels zahlreiche Funktio-
nen zu: beispielsweise „Verleihung von Zielbezug
und Sinn ..., die Stiftung von Kohärenz des Handelns
..., schließlich die Möglichkeit, sich von anderen so-
wohl als selbständiges Individuum abzusetzen als
auch sich mit ihnen unter gemeinsamen Zielen zu
solidarisieren“ (zitiert nach Silbereisen; Schmitt-Ro-
dermund 1998). Identität kann somit beschrieben
werden als ein „System von Zielen, Werten und
Überzeugungen“(ebd., S. 386), das einem persön-
lich wichtig ist und dem der oder die Einzelne sich
verpflichtet fühlt. Sie hat Funktionen wie „Wahrung
der Kontinuität von der Vergangenheit in die erwar-
tete Zukunft, Verleihung von Zielbezug und Sinn ...“
(ebd., S. 385).

Berufliche Identität kann verstanden werden als das
Gefühl der Zugehörigkeit zu und der Einigkeit mit
einer bestimmten Berufsgruppe, als das Bewusst-
sein des eigenen berufsspezifischen Könnens, das
Wissen um die Fähigkeit zur Bewältigung berufs-
spezifischer Anforderungen sowie berufsbezogener
perspektivischer Überlegungen. Für viele Sozialar-
beiter und Sozialpädagoginnen stellt sich die Frage
nach der beruflichen Identität nicht. Sie wird eher
als überflüssig empfunden. Für andere von ihnen
scheint das Zurechtkommen mit solchen Ambivalen-
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zen, das heißt mit vielfältigen Identitäten schwierig
zu sein, was Auswirkungen zum Beispiel im sozial-
und standespolitischen Bereich hat.

3. Zur Existenz und zum Gehalt eines
Berufsbilds der Sozialen Arbeit
Wir führten vor einiger Zeit eine Untersuchung durch,
die unter anderem Aufschlüsse über die Einschät-
zung von Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen
bezügliches ihres Berufsbildes geben sollte.3 Gefragt
wurde beispielsweise danach, ob für sie ein solches
existiert, ob sie es für wichtig halten, wie sie es be-
schreiben und welche Erklärungen sie für das Fehlen
eines Berufsbildes haben. Auffälliges Merkmal bei
der Beantwortung der Fragen war, dass im völligen
Gegensatz zu den anderen Themenbereichen der
Untersuchung4 hier durchgängig die Anzahl der Be-
fragten, die entweder keine Angaben machten oder
sich noch keine Meinung zu den entsprechenden
Fragen gebildet hatten, außerordentlich hoch war.

3.1 Existenz des Berufsbilds
Nur für etwas mehr als ein Drittel der Befragten ist
ein Berufsbild vorhanden und wichtig (35,3 Prozent).
Es wird umschrieben mit Beratung über soziale Hil-
fen (30,7 Prozent), unterstützende Arbeit (29,9 Pro-
zent) und Hilfe zur Selbsthilfe (26,8 Prozent). Aller-
dings verneint fast ein Drittel der Befragten (31,4
Prozent) die Existenz eines Berufsbilds Soziale Ar-
beit und auffällig viele Personen – 33,3 Prozent –
beziehen keine Stellung.

In Beantwortung der Frage, ob Soziale Arbeit ein Be-
rufsbild hat, unterscheiden sich Sozialarbeiterinnen
und Sozialpädagogen aus den alten und neuen Bun-
desländern erheblich: In den neuen Ländern sind
42,9 Prozent der Berufsangehörigen der Auffassung,
dass Soziale Arbeit ein Berufsbild hat, in den alten
Bundesländern dagegen nur 32,8 Prozent. Die An-
sicht, Soziale Arbeit habe kein Berufsbild, vertreten
36,4 Prozent aus den alten Bundesländern, aber nur
15,9 Prozent aus den neuen Ländern. Diese unter-
schiedlichen Auffassungen könnten damit zusam-
menhängen, dass die Befragten aus den neuen Bun-
desländern ihre Ausbildung häufig erst nach der
Wende abgeschlossen haben und Fragen des Be-
rufsbilds in den letzten Jahren in der Ausbildung wie
auch in der Fachliteratur eher thematisiert wurden
als früher. 41,3 Prozent der Befragten aus den neu-
en Bundesländern wissen nicht, ob Soziale Arbeit
ein Berufsbild hat, oder gaben keine Antwort (im
Vergleich dazu 30,7 Prozent aus den alten Bundes-
ländern). Anzunehmen ist, dass diese – eher über-
geordnete – Problematik nicht interessiert, in der
beruflichen Praxis nicht von Belang ist und solche

Fragen von Definitionen vielleicht eher andere Ziel-
gruppen wie Wissenschaftler, Wissenschaftlerinnen
und Lehrende in der Ausbildung interessieren als
praktisch Tätige.

Beschäftigte bei freien Trägern (36,3 Prozent) schei-
nen ein etwas klarer umrissenes Berufsbild zu ha-
ben als Beschäftigte bei öffentlichen Trägern (32,9
Prozent). Der Anteil derjenigen, die mit „Ich weiß es
nicht”antworteten, ist bei öffentlichen Trägern (34,2
Prozent) deutlich höher (freie Träger 22,9 Prozent).
Dies könnte auch mit einer Leitbilddiskussion zu-
sammenhängen, die freie Träger im Zuge einer not-
wendigen Profilbildung eher und intensiver begon-
nen haben als öffentliche Träger. Diese Leitbilddis-
kussion beinhaltet sicher auch Aspekte des typisch
Sozialarbeiterischen einer Konzeption, also auch
Aspekte des Berufsbilds.

3.2 Merkmale und Gehalt des Berufsbilds
Wenn Professionelle aus der Praxis der Sozialarbeit
ihren Beruf erklären sollen, dann stellen sie (28,6
Prozent) meist das eigene Arbeitsgebiet vor (Her-
wig-Lempp 2003). 26,7 Prozent erläutern das Auf-
gabengebiet der Sozialen Arbeit generell. 5,1 Pro-
zent geben keine eindeutige Erklärung und die Mehr-
heit von 39,6 Prozent macht zu dieser Frage keine
Angaben. Berufsangehörige aus den alten Bundes-
ländern erklären ihren Beruf häufiger über das eige-
ne Arbeitsgebiet (aB 30,2 Prozent, nB 23,8 Prozent),
während Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen aus
den neuen Ländern wesentlich öfter als Erklärung
das Aufgabengebiet der Sozialen Arbeit vorstellen
(36,5 Prozent) als Befragte aus den alten Bundes-
ländern (23,4 Prozent). Beschäftigte bei einem öf-
fentlichen Träger stellen fachfremden Personen
ihren Beruf über das eigene Arbeitsgebiet vor (öT
40,8 Prozent, fT 23,5 Prozent) und deutlich weniger
häufig das Arbeitsgebiet der Sozialen Arbeit insge-
samt (öT 25,0 Prozent, fT 27,4 Prozent).

30,7 Prozent der Befragten definieren das Berufs-
bild der Sozialen Arbeit als „Beratung über soziale
Hilfen“, das heißt sie beschreiben, woraus ihre all-
täglichen Tätigkeiten und Arbeitsvollzüge bestehen.
29,9 Prozent charakterisieren das Berufsbild als „un-
terstützende Arbeit“, 26,8 Prozent als „Hilfe zur
Selbsthilfe“. Die letzten beiden Angaben stellen
übergeordnete Ziele und Leitziele der Sozialen Ar-
beit dar. 12,6 Prozent der Befragten sagen aus, dass
das Berufsbild je nach Schwerpunkt und Zielgruppe
der Arbeit sehr unterschiedlich sei. Diese Aussagen
deuten darauf hin, dass ein zielgruppen- und arbeits-
feldspezifisches Berufsbild Grundlage des beruflichen
Selbstverständnisses ist. Es ist zu vermuten, dass je
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konkreter das Aufgabenfeld ist, desto aufgabenspe-
zifischer das Berufsbild benannt wird. Wenn es zum
Beispiel Aufgabe der Fachkräfte ist, über soziale Hil-
fen zu beraten, dann wird als Profil des Berufsbilds
beratende Tätigkeit angegeben.

Frauen und Männer in der Sozialarbeit unterschei-
den sich nicht nennenswert in ihrer Sicht bezüglich
des Berufsbilds, allenfalls darin, dass Männer das
Berufsbild häufiger über Hilfe zur Selbsthilfe (Frauen
25 Prozent, Männer 30,8 Prozent) definieren. Wer-
den die Angaben, in denen das Berufsbild über das
übergeordnete Leitziel beziehungsweise die Eckpfei-
ler der Sozialen Arbeit definiert wird, nämlich unter-
stützende Arbeit und Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten,
verglichen, so ergibt dies bei den männlichen Berufs-
angehörigen 64,1 und bei Frauen 53,4 Prozent. So-
zialarbeiter definieren also das Berufsbild deutlich
häufiger über die übergeordneten Ziele und Leitziele
der Arbeit als ihre Kolleginnen. Frauen hingegen be-
stimmen es eher zielgruppen- und arbeitsfeldspezi-
fisch. Die Befragten aus den alten und neuen Bun-
desländern ähneln sich grundsätzlich in ihrem Ver-
ständnis bezüglich des Berufsbilds. Unterschiede
gibt es in der Auffassung, dass es je nach Schwer-
punkt und Zielgruppe sehr unterschiedlich sei (aB
14 Prozent, nB 7,4 Prozent). Beschäftigte bei öffent-
lichen Trägern definieren das Berufsbild etwas häu-
figer als Beratung über soziale Hilfen (fT 28,9 Pro-
zent, öT 34,1 Prozent).

Der Auffassung, dass das Berufsbild je nach Schwer-
punkt und Zielgruppe sehr unterschiedlich sei, sind
15,7 Prozent der Beschäftigten bei freien Trägern
und 6,8 Prozent der Personen, die bei einem öffent-
lichen Träger angestellt sind. Dass die Beschäftigten
eines öffentlichen Trägers häufiger der Meinung
sind, dass das Berufsbild als Beratung über soziale
Hilfen zu definieren sei, kann damit zusammenhän-
gen, dass dies ihrem konkreten Aufgabenfeld ent-
spricht, und dass sie gemäß ihrer Arbeitsplatzbe-
schreibung Beratung über soziale Hilfen ausüben.
Freie Träger haben hingegen in der Regel mit sehr
unterschiedlichen Schwerpunkten und Zielgruppen
der Sozialen Arbeit zu tun, was erklärt, dass das Be-
rufsbild dort auch häufiger darüber definiert wird
(fT 15,7 Prozent, öT 6,8 Prozent).

4. Fehlt ein Berufsbild?
Die Mehrheit der Befragten erklärt das Fehlen eines
Berufsbildes Soziale Arbeit mit der Vielfalt der Ar-
beitsfelder (80 Prozent). Der Auffassung, dass der
Beruf sich unter Wert verkaufe, sind 8,2 Prozent der
Befragten. 5,9 Prozent sind der Überzeugung, dass
Soziale Arbeit deshalb kein Berufsbild habe, weil sie

jeder ausüben könne, und weitere 5,9 Prozent der
in der Sozialen Arbeit Beschäftigten geben an, dass
der Beruf seine Professionalisierung verpasst habe.
Sozialarbeiterinnen sind häufiger der Auffassung,
dass sich der Beruf unter seinem Wert verkaufe
(Frauen 10,3 Prozent, Männer 3,7 Prozent). Umge-
kehrt sind ihre männlichen Kollegen häufiger der
Überzeugung, dass der Beruf seine Professionalisie-
rung verpasst habe (Frauen 3,4 Prozent, Männer
11,1 Prozent). Die Ansicht, dass Soziale Arbeit eine
Tätigkeit sei, die jeder ausüben könne, und die Tat-
sache, dass diese Überzeugung etwas häufiger von
Frauen (6,9 Prozent im Vergleich zu Männern 3,7
Prozent) geäußert wird, deutet darauf hin, dass in
der Sozialen Arbeit einerseits frauenspezifische
Kompetenzen gefragt sind, aber ein Teil der Sozial-
arbeiterinnen diese als Qualitäten nur in geringerem
Umfang wertschätzen. Hieraus ergibt sich eine Auf-
gabe für die Ausbildung im Bereich Sozialer Arbeit,
das jeweils Fachspezifische deutlich herauszustel-
len, also den professionellen Anteil des beruflichen
Handelns im Unterschied zur Unterstützung im pri-
vaten Umfeld. Erst wer die eigene Arbeit als profes-
sionelle Soziale Arbeit versteht, kann diese auch
selbstbewusst als Profession vertreten.

Dass der Beruf sich unter seinem Wert verkaufe, stel-
len nur die Befragten aus den alten Bundesländern
fest (aB 9,3 Prozent, nB 0 Prozent). Vielleicht haben
die Berufsangehörigen aus den neuen Bundesländern
mehr berufliches Selbstbewusstsein: Soziale Arbeit
war nach der Wende ein Beruf, der in der Beliebt-
heitsskala sehr hoch rangierte, ein anerkannter Be-
ruf, den man durchaus erlernen muss und den eben
nicht jeder kann!5 Andererseits sind die Sozialarbei-
ter und Sozialpädagoginnen aus den neuen Bundes-
ländern häufiger der Auffassung, dass dieser Beruf
seine Professionalisierung verpasst habe (aB 5,3 Pro-
zent, nB 10 Prozent). Die Befragten, die bei einem
freien Träger angestellt sind, erklären – entsprechend
der Vielfalt ihrer Tätigkeitsbereiche – das Fehlen ei-
nes Berufsbildes zu 82,5 Prozent mit der Anzahl und
Vielfalt der Arbeitsfelder (fT 82,5 Prozent, öT 75 Pro-
zent). Die Beschäftigten der öffentlichen Träger sind
häufiger der Überzeugung, dass Soziale Arbeit kein
Berufsbild hat, weil der Beruf seine Professionalisie-
rung verpasst habe (fT 3,5 Prozent, öT 10,7 Prozent).

4.1 Charakteristika des Berufsbilds
Zwar definiert Heiko Kleve (2000) Soziale Arbeit als
eine postmoderne Profession „ohne Eigenschaften“,
die von uns befragte Berufsgruppe fand jedoch vie-
lerlei Zuschreibungen für die Soziale Arbeit (siehe
Abbildung). Auf der Suche nach Merkmalen des Be-
rufes überwiegen bei weitem die positiven Zuord-
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nungen, sie werden zu 80 Prozent genannt, negative
zu 20 Prozent. Als wichtigste positive Charakterisie-
rungen des Berufes werden benannt: Der Beruf bie-
tet vielfältige Arbeitsbereiche (23,6 Prozent), er bie-
tet alltags- und lebenspraktische Hilfen (19,5 Pro-
zent), er ist Lobby für benachteiligte Menschen (14,7
Prozent), er kann Strukturen verändern (7,9 Prozent)
und er ist eine erfüllende Aufgabe (7,8 Prozent). Au-
ßerdem gehört es zum Charakteristikum Sozialer
Arbeit, dass sie sich mit so genannten Randgruppen
identifiziert (5,5 Prozent der Befragten, siehe hierzu
Engelke 1996). Als negative Charakteristika des Be-
rufes werden angeführt, dass Soziale Arbeit kaum
sichtbare Erfolge vorweisen könne (8,5 Prozent) und
ein Fass ohne Boden sei (7,8 Prozent).

relles (Abhängigkeits)Problem des Berufes hin: So-
ziale Arbeit kann tief greifende sozialpolitische Pro-
blemlagen (Armut, Erwerbslosigkeit und andere)
nicht aus eigener Kraft beseitigen. Andererseits setzt
das Sichtbarwerden von Erfolgen voraus, dass klare
Ziele und Teilziele der Arbeit definiert werden kön-
nen. Eine Voraussetzung für Erfolg ist das Heraus-
stellen derselben (was will ich erreichen?) und das
Vergleichen mit den erreichten Ergebnissen bezie-
hungsweise die Auswertung des Prozesses und der
Ergebnisse (Reflexion). Dies gilt auch für die Auffas-
sung, dass Soziale Arbeit ein Fass ohne Boden sei.
Wird Soziale Arbeit auf einzelne, nicht zusammen-
hängende Hilfen konzentriert, so unterliegt sie tat-
sächlich dieser Gefahr. So wird zum Beispiel oft von
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Welches Bild haben Sie selbst von Ihrem Beruf?
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0,1 %
0,1 %

n=963 (255) Mehrfachnennungen

in der Praxis Tätigen geschildert, dass sie zwar alles
tun können, um einen drohenden Wohnungsverlust
durch die Übernahme von Mietschulden durch öf-
fentliche Kassen zu verhindern, dass aber die weiter-
gehende Verschuldungsproblematik nicht langfristig
beseitigt werden kann, solange die Sicherung des
Lebensunterhaltes durch eigenes Erwerbseinkom-
men nicht garantiert ist.

Deutlich wird durch die Befragung, dass es viele So-
zialarbeiterinnen und Sozialpädagogen gibt, die sich
zu den Fragen eines Berufsbildes der Sozialen Arbeit
nicht äußern. Möglicherweise ist diese Diskussion
für sie nicht von Interesse. Es bleibt offen,ob dies
daran liegt, dass die wissenschaftliche Fachdiskus-
sion vielleicht zu abgehoben von der Praxis geführt
wird, oder ob mehr als ein Drittel der Befragten sich
nicht äußert, weil sie dieses Thema für die Praxis als
unwesentlich betrachten.

5. Berufsbezeichnungen
Seit den 1990er-Jahren wurde in der Fachöffentlich-

Bietet vielfältige Arbeitsbereiche
Bietet alltags- und lebenspraktische Hilfen
Ist Lobby für benachteiligte Menschen
Hat kaum sichtbare Erfolge
Kann Strukturen verändern
Ist Fass ohne Boden
Ist eine erfüllende Aufgabe
Identifiziert sich so genannten Randgruppen
Hat geringe Wertigkeit von Einzelaufgaben
Ist sinnvoll, wenn Ressourcen vorhanden sind
Ermöglicht Sammeln von Lebenserfahrung
Dient der Systemerhaltung

Die Querschnittsanalyse ergibt kaum Unterschiede.
Allenfalls bei der Zuschreibung, dass Soziale Arbeit
Strukturen verändern könne, trauen dies der Sozia-
len Arbeit 9,2 Prozent der Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter aus den alten Bundesländern und nur
4,4 Prozent der Befragten aus den neuen Ländern
zu. Vertretende der Berufsgruppe aus den neuen
Bundesländern machen in ihrer Arbeit wahrschein-
lich noch häufiger die Erfahrung, dass auf Grund
finanzpolitischer Gegebenheiten nichts mehr geht
und Strukturen als nicht veränderbar erscheinen.

Zusammenfassend lässt sich aus den Aussagen der
Befragten folgendes Profil der Sozialen Arbeit zeich-
nen: Diese ist vielfältig in ihren Arbeitsbereichen, sie
ist eine erfüllende Aufgabe, sie bietet sowohl alltags-
als auch lebenspraktische Hilfen und ist gleichzeitig
eine Lobby für benachteiligte Menschen, die Einfluss
auf Strukturen nehmen kann. Die negativen Nen-
nungen verweisen auf Schwachstellen des Berufes.
Wenn zum einen geäußert wird, dass kaum sichtbare
Erfolge vorweisbar sind, deutet dies auf ein struktu-https://doi.org/10.5771/0490-1606-2005-12
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keit verstärkt darüber diskutiert, ob Sozialpädagogik
oder Sozialarbeit oder Soziale Arbeit die richtige Be-
zeichnung für den Beruf sei. Historisch gesehen steht
die Sozialarbeit in der Nachfolge der Fürsorge und
kann in diesem klassischen Sinne unterteilt werden
in Jugendhilfe, Sozialhilfe und Gesundheitshilfe –
hauptsächlich ausgeübt in Ämtern und Behörden.
Sozialpädagogik hat die erzieherisch-jugendpflegeri-
sche Variante beibehalten, die sie seit der Weimarer
Republik als ihre Hauptaufgabe sieht (Wendt 1995,
Buchkremer 1995). Mit Abschluss des Studiums er-
halten die Studierenden der Sozialen Arbeit ein Zeug-
nis, das sie je nach Bundesland entweder als Dipl.-
Sozialarbeiter/in, Dipl.-Sozialpädagoge/in, als Dipl.-
Sozialpädagoge/in oder aber als Dipl.-Sozialarbei-
ter/in ausweist. Die in Wissenschaftskreisen lange
Zeit heftig geführte Diskussion um die Frage der Be-
rufsbezeichnung Sozialarbeit, Sozialpädagogik oder
Soziale Arbeit wird von Praktikerinnen und Praktikern
häufig als unnütz, der praktischen Arbeit wenig zu-
träglich und damit als überflüssig betrachtet.

In dem Umstand, dass es nicht einmal eine einheit-
lich genutzte Berufsbezeichnung in Deutschland gibt,
könnte eine Ursache für Unsicherheiten bezüglich
des eigenen Stellenwerts und für mangelnde Identi-
tätsbildung liegen. Wir wollten deshalb wissen, ob
sich die Befragten eher als Sozialarbeiter oder als
Sozialpädagogen fühlen. 49,4 Prozent sehen sich
eher als Sozialarbeiter, 28,6 Prozent eher als Sozial-
pädagogin, 5,1 Prozent ist es egal, welche Berufsbe-
zeichnung sie führen, und 3,5 Prozent sind in dieser
Frage unschlüssig.13,3 Prozent äußerten sich nicht.

Wie bei kaum einer anderen, zeigen sich in der Be-
antwortung dieser Frage, die im Rahmen der Erhe-
bung gestellt wurde, geschlechtsspezifische Diffe-
renzen so deutlich. Frauen fühlen sich eher als So-
zialarbeiterinnen (Frauen 54 Prozent, Männer 38,4
Prozent), Männer sehen sich häufiger als Sozialpä-
dagogen als Frauen (Frauen 25,3 Prozent, Männer
37 Prozent). Frauen ist es häufiger gleichgültig, wel-
che Berufsbezeichnung sie führen (Frauen 7,1 Pro-
zent), Männern dagegen nicht (0 Prozent). Die An-
zahl der Sozialarbeiter, die sich zu dieser Frage nicht
äußern, ist erheblich höher als die der Sozialarbeiter-
innen (Frauen 10,3 Prozent, Männer 20,5 Prozent).

Die Befragten aus den alten Bundesländern (aB 30,7
Prozent, nB 22,2 Prozent) fühlen sich häufiger als
Sozialpädagogen als diejenigen aus den neuen Län-
dern, die mehr zur Berufsbezeichnung Sozialarbeiter
tendieren (aB 46,3 Prozent, nB 58,7 Prozent). Aus
diesen Antworten ergibt sich die Vermutung, dass in
den neuen Bundesländern vielleicht aus Finanzie-

rungsgründen mehr die sozialarbeiterisch geprägten
Tätigkeiten und weniger die pädagogisch-erziehe-
rischen dominieren, weil 58,7 Prozent der Befragten
in den neuen Bundesländern sich als Sozialarbeiter,
Sozialarbeiterin fühlen und nur 22,2 Prozent als So-
zialpädagoge, Sozialpädagogin. Vielleicht ist aber
auch die Bezeichnung Sozialarbeiter die mittlerweile
gängigere, die sich sprachlich eingeschliffen hat.
Hierfür spricht, dass sich auch in den alten Bundes-
ländern ein starkes Gefälle zeigt: 46,3 Prozent ver-
stehen sich als Sozialarbeiter und nur 30,7 Prozent
als Sozialpädagoge.

Interessant sind die gravierenden Unterschiede der
Beschäftigten bei öffentlichen und bei freienTrägern.
Die Beschäftigten bei öffentlichen Trägern sehen sich
viel deutlicher als Sozialarbeiter (60,5 Prozent) als
die Beschäftigten bei freien Trägern (44,7 Prozent).
Letztere bezeichnen sich sehr viel häufiger als Sozial-
pädagogen (fT 33,0 Prozent) als die Beschäftigten
öffentlicher Träger (öT 18,4 Prozent). Eine Erklärung
könnte sein, dass Beschäftigte bei freien Trägern
möglicherweise eher in erzieherisch- und bildungs-
orientierten Projekten tätig sind, während die Be-
schäftigten bei öffentlichen Trägern eher im histori-
schen Sinne fürsorgerische Aufgaben, das heißt ty-
pisch sozialarbeiterische (Sozialarbeit in der Nach-
folge von Fürsorge) ausüben. Andere Berufsbezeich-
nungen wie Mitarbeitende für soziale Fragen, soziale
Manager, Managerin, Sozialtherapeuten oder Sozial-
wissenschaftler, -wissenschaftlerin halten nur ver-
schwindend wenige Befragte für adäquat.

6. Tendenzen
Von vielen Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen
wird die Frage nach der beruflichen Identität eher
als überflüssig empfunden. Nur etwas mehr als ein
Drittel der Befragten hält ein Berufsbild für existent
und wichtig. Fast ein Drittel kann dieses Berufsbild
definieren, und zwar praxisbezogen als „Beratung
über soziale Hilfen“, als „unterstützende Arbeit“ und
als „Hilfe zur Selbsthilfe“. Die Mehrheit der Befrag-
ten erklärt das Fehlen eines Berufsbildes Soziale Ar-
beit mit der Vielfalt der Arbeitsfelder. Wenn in der
Sozialarbeit und Sozialpädagogik Tätige fachfrem-
den Personen ihren Beruf erklären sollen, dann stel-
len sie entweder das eigene Arbeitsgebiet vor oder
generell das Aufgabengebiet der Sozialen Arbeit
(Herwig-Lempp 2003).

Als Charakteristika des Berufsbilds überwiegen bei
weitem die positiven Zuschreibungen wie: Der Beruf
bietet vielfältige Arbeitsbereiche für die in ihm Tä-
tigen, er hält alltags- und lebenspraktische Hilfen
für benachteiligte Menschen bereit und bildet eine
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Lobby für sie, er kann Strukturen verändern und eine
erfüllende Aufgabe sein.

7. Der Weg zu einer zeitgemäßen beruflichen
Identität
Vielleicht ist es die Aufgabe heutiger Sozialarbeiter-
innen und Sozialarbeiter, für ihren Beruf eine neue
zeitgemäße berufliche Identität auf der Grundlage
seiner geschichtlichen Herkunft – vom sozialen
Ehrenamt zur professionellen Tätigkeit –, aber vor
allem auf Grund seiner aktuellen Entwicklungen,
die in hohem Maße von sozialpolitischen Gegeben-
heiten beeinflusst sind, zu entwickeln. Dies bedeutet
für die Fachleute aus Praxis und Wissenschaft, der
Frage nachzugehen, wie eine moderne berufliche
Identität aussehen kann, was für diesen Beruf Selbst-
bewusstsein und Identität stiften kann und anderes
mehr. Wichtig ist, herauszuarbeiten, was arbeitsfeld-
übergreifend identitätsstiftend sein kann. Soziale
Arbeit wird oft als Patchworkberuf bezeichnet, der
Chancen zur Freiheit und Flexibilität bietet und nicht
in hohem Maße auf, immer wiederkehrende Tätigkei-
ten festlegt ist. Immer mehr wird die Qualität Sozia-
ler Arbeit als Dienstleistung für die Gesellschaft be-
tont. Wenn diese Dienstleistung angenommen wird,
hat sie auch einen Wert, dessen sich Sozialarbeiter-
innen und Sozialpädagogen bewusst sein dürfen.

In diesem Zusammenhang ist ein Hinweis von Mar-
grit Brückner von Interesse. Sie beschreibt das Be-
rufsprofil folgendermaßen: Sozialarbeit zeichnet sich
durch strukturelle Offenheit aus, die einen multi-
perspektivischen Ansatz, ein hohes Maß an Flexibi-
lität und einen ständigen Perspektivenwechsel er-
fordert. Die Handlungsbedingungen und institutio-
nellen Kontexte sind erheblich komplexer als in spe-
zialisierteren Berufen. In der Sozialen Arbeit bedarf
es zunächst einer systematisierenden Analyse, um
die notwendigen Interventionen darauf aufzubau-
en. Dafür bedient sie sich ihrer interprofessionellen
Kenntnisse (Verweisungswissen) und sozialpädago-
gischer Zusammenarbeit mit den Adressatinnen und
Adressaten (Brückner 2000). Wie bei kaum einer an-
deren Profession kommt es darauf an, sich über die
Grenzen der eigenen Fachwissenschaft hinaus die
Erkenntnisse anderer wissenschaftlicher Disziplinen
für die berufliche Praxis nutzbar zu machen und da-
rüber hinaus im Interesse der jeweiligen Klientel
das eigene Expertenwissen in die Kooperation und
Vernetzung mit anderen Berufsgruppen einzubrin-
gen. Das Wissen um den Wert dieser Kompetenzen
muss die Berufsgruppe selbst entwickeln!

Klüsche kommt in einer Untersuchung zu dem Ergeb-
nis, dass Berufstätige der Sozialen Arbeit im Rück-

blick auf die theoretische und praktische Berufsvor-
bereitung durch Studium und Ausbildung sich nur
zur Hälfte theoretisch ausreichend auf ihre Tätigkeit
und nur zu zirka 30 Prozent ausreichend praktisch
vorbereitet fühlten (zitiert nach Jungnickel 2001).
Peter Lüssi (1998) erklärt diesen Sachverhalt mit der
„Summierung von Studiengebieten“, mit „fehlender
Systematik“ und einer „willkürlichen Auswahl von
Ausbildungsinhalten, woraus seiner Meinung nach
keine eigene berufliche Identität entstehen kann.
Dies sei nur von einer spezifischen Sozialarbeitsleh-
re zu leisten, welche die vielfältigen Wissens- und
Praxiselemente anderer Wissenschaften auf eine
zentrale sozialarbeitseigene Berufstheorie hin kon-
zentriert.

Um der Herausbildung einer beruflichen Identität
einen angemessen hohen Stellenwert einzuräumen,
gilt es bereits in der Ausbildung, eine arbeitsfeld-
übergreifende gemeinsame Berufsidentität bei den
Studierenden aufzubauen. Dies könnte durch eine
verstärkte Diskussion um die Sozialarbeitswissen-
schaft geschehen, eine engagierte Debatte über die
Notwendigkeit und das Aussehen eines Berufsbildes
und einer eigenständigen professionellen Identität,
ein Herausstellen des spezifisch sozialarbeiterischen
Beitrags für soziale Tätigkeiten (weshalb Sozialarbeit
nicht von einer anderen Berufsgruppe und auch nicht
von Laien geleistet werden kann), eine Konfronta-
tion mit der beruflichen Identität und dem Status
von Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen in der
Praxis. So könnte bereits die Ausbildung solchen
Unsicherheiten entgegenwirken sowie das Theorie-
Praxis-Verhältnis weiterentwickeln.

Anmerkungen
1 Das „Informationssystem STUDIENWAHL UND ARBEITS-
MARKT (ISA)” an der Universität Essen hat für 2002 bei Ab-
solvierenden des Studiums Soziale Arbeit einen Frauenanteil
von 76 Prozent ermittelt. Siehe Info „Immer mehr studieren
Sozialarbeit ...” In: Sozialmagazin 7-8/2004, S. 9.
2 So schreibt Kleve, der Ursprung der Sozialarbeit aus der
Ambivalenz verhindere, dass sie – im Gegensatz zu den klassi-
schen Professionen – eine klar und eindeutig zu identifizie-
rende Profession sein kann, vielmehr sei sie von ihrer Struktur
her eine ambivalente Praxis, ein relativ ohnmächtiger, verwal-
tungsabhängiger und von mächtigen Professionen der Juris-
prudenz, der Ökonomie, der Medizin und des Schuldienstes
kontrollierter Arbeitsbereich (Kleve, Heiko: Soziale Arbeit und
Ambivalenz. In: neue praxis 4/1999, S. 368).
3 Befragt wurden bundesweit 255 Personen dieser Berufs-
gruppe, die ihren Beruf nach Beendigung ihrer Ausbildung seit
mindestens drei Jahren ausübten. Bei der Auswertung legten
wir Wert auf eine querschnittsmäßige Betrachtung der Aussa-
gen von Frauen und Männern, von in der Sozialarbeit und
Sozialpädagogik Tätigen aus den alten und den neuen Bun-
desländern sowie von Beschäftigten bei freien oder öffentli-
chen Trägern.
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4 Im Rahmen der Untersuchung wurden unter anderem Fak-
toren ermittelt, die die Soziale Arbeit beeinflussen; Gegen-
stand waren des Weiteren professionelle Ansprüche und be-
rufliche Realität; Stolpersteine in der Ausübung der berufli-
chen Praxis und andere mehr.
5 Ein Aufsatz von Werner Thole suggeriert dies provozierend
durch die Überschrift: „Ansonsten kann diesen Job auch ‘n
Maurer machen“. In: Thiersch, Hans; Grunwald, Klaus 1995,
119 ff.
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Zusammenfassung
Vor 125 Jahren wurde Adele Beerensson geboren.
Sie gehörte zu den Frauen in Deutschland, die der
professionellen Sozialarbeit, von Berlin ausgehend,
den Weg ebneten. Neben ihrer Lehrtätigkeit über-
nahm sie berufspolitische Leitungsaufgaben und be-
mühte sich engagiert, dem jungen Frauenberuf der
Sozialarbeiterin Anerkennung in der Gesellschaft zu
verschaffen.1933 emigrierte sie nach England, ih-
rem Geburtsland, und fand Arbeit im „Sara Pyke
House“, einer jüdischen Einrichtung für Mädchen
und Frauen in London.
Abstract
Adele Beerensson was born 125 years ago. She be-
longed to the women in Germany who paved the
way for professional social work starting in Berlin.
Apart from working as a teacher, she assumed lead-
ing professional political tasks and committed her-
self to making the female social worker a recognised
young profession for women in society. In 1933, she
emigrated to England, her country of origin, and
found a job in „Sara Pyke House“, a Jewish institu-
tion for girls and women in London.
Schlüsselwörter
Sozialarbeit - Frauenbewegung - historische Ent-
wicklung - Berufsverband - Ausbildung - Judentum -
Großbritannien - soziale Persönlichkeit

Einleitung
Adele Beerensson gehört zu den Frauen in Deutsch-
land, deren Wirken heute, auch in Fachkreisen, kaum
noch bekannt ist. Sie war Angehörige der Genera-
tion, die durch ihren Einsatz den Frauen aus bürger-
lichen Kreisen ein eigenes und neues Selbstverständ-
nis ermöglichte und gleichzeitig Hilfeangebote für
Benachteiligte und deren Interessen aufbaute. Heute
sind Bildungs- und Hilfemöglichkeiten, auch für Frau-
en, selbstverständlich. Vor 100 Jahren galt das noch
nicht.

Adele Beerensson wurde am 15. März 1879 in Brad-
fort/Yorkshire (England) geboren. Erste Aktivitäten
lassen sich in Berlin bei den von Minna Cauer 1893
gegründeten „Mädchen- und Frauengruppen für so-
ziale Hilfsarbeit“nachweisen.1907 wurde sie Schrift-
führerin und übernahm 1912 die Funktion der Ge-
schäftsführerin. Aus diesen Gruppen und ihrer Idee,
Hilfen für Kranke, Behinderte, Krankenhausinsassen,
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Kinder und Jugendliche aufzubauen, entwickelten
sich Bedürfnisse nach Qualifizierung für diese Tätig-
keiten, und späterhin die Ausbildungsstätten für So-
zialarbeiterinnen und für Sozialarbeiter. So sind in
den Gruppen die Wurzeln für die heutigen Fachhoch-
schulen für Soziale Arbeit zu sehen.

Die 1899 von Jeannette Schwerin und Alice Salomon
angebotenen Jahreskurse für soziale Hilfsarbeit wa-
ren der erste Schritt. Die erste Soziale Frauenschule
wurde 1908 von Alice Salomon in Berlin-Schöneberg
eröffnet. Adele Beerensson war Mitglied des Kurato-
riums als Vertreterin der„Mädchen- und Frauengrup-
pen für soziale Hilfsarbeit“. Sie übte auch eine Do-
zententätigkeit aus und ab 1911 war sie Sekretärin
Salomons an der Schule. 1925 beendete Beerensson
ihre dortige Arbeit. Anlass könnte gewesen sein,
dass sich ihre Vorstellung, Nachfolgerin Salomons
als Schulleiterin zu werden, nicht erfüllte.„In der
Wahl ihrer Nachfolgerin war Alice Salomon unter
anderem von einem Prinzip geleitet. Obwohl sie im-
mer fest davon überzeugt war, dass soziale Schulen
in Deutschland nicht an Universitäten angegliedert
werden sollten, so war es ihr Grundsatz, dass haupt-
amtliche Lehrkräfte akademischen Rang haben muss-
ten, um die theoretische Höhenlage der Ausbildung
zu sichern. Sie wählte daher nicht, wie wohl viele er-
wartet hatten, ihre langjährige Mitarbeiterin Adele
Beerensson, sondern berief im Jahre 1925 Dr. Char-
lotte Dietrich aus Breslau“ (Peyser 1958, S. 93. Vgl.
Reinicke 1998, S. 72-73).

Ausbildung und Berufsrolle
1918 traf Adele Beerensson Aussagen zum Konzept
der Schulen und zu den Anforderungen an die Lehr-
kräfte, die auch heute beachtenswert sind. „Die all-
gemeinen sozialen Frauenschulen gehen von dem
Gedanken aus, dass die Wohlfahrtspflege – trotz ih-
rer Vielgestaltigkeit – ein geschlossenes Ganzes ist
und die Ausbildung daher eine allgemeine Grund-
lage an Wissensstoff und praktischem Können ver-
mitteln muss, auf der dann später unter Umständen
eine Vertiefung und Erweiterung auf einem oder dem
anderen Gebiet vorgenommen werden kann. Die all-
gemeinen sozialen Frauenschulen wollen den Schü-
lerinnen ein Bild der gesamten Wohlfahrtspflege ge-
ben, ihnen die Zusammenhänge im Wirtschaftsleben
aufzeigen, aus denen sich die Ursachen für die so-
zialen Notstände herleiten lassen, ihnen das Inein-
andergreifen der einzelnen Arbeitsgebiete und die
sich daraus ergebende Notwendigkeit des Zusam-
menarbeitens mit allen Faktoren der Wohlfahrts-
pflege anschaulich machen. Die allgemeinen Schu-
len sollen auch den Absolventinnen ein gewisses Maß
von Bewegungsfreiheit innerhalb der Arbeit geben,

das sie nur erlangen können, wenn sie sozialwissen-
schaftlich allgemein gebildet sind und praktisch auf
mehreren Gebieten gearbeitet haben.”

Über die Unterrichtsform und die Anforderungen an
die Lehrkräfte schrieb sie: „Für die Vermittlung des
Lehrstoffes an die Schülerinnen erscheint die unter-
richtliche Form die geeignete. Die Ausgestaltung des
Unterrichts ist natürlich von der Auswahl der Lehr-
kräfte abhängig. Die sozialen Frauenschulen wollen
Sozialbeamtinnen für die praktische soziale Arbeit
heranbilden. [Nur in den seltensten Ausnahmefällen
werden sozialwissenschaftliche oder lediglich theo-
retisch geschulte Kräfte von diesen Anstalten ver-
langt.] Die theoretische Unterweisung ist nur Hilfs-
mittel und Rüstzeug, nur Mittel zum Zweck, nicht
der Zweck selbst. So ist es nötig, Lehrkräfte zu ge-
winnen, die die theoretische Unterweisung immer
wieder in Beziehung zu setzen wissen zu der prak-
tischen Arbeit, die soziale Arbeit aus eigener Erfah-
rung kennen, aus ihr hervorgegangen sind. Das bes-
te Kolleg des vorzüglichsten Hochschullehrers würde
daher nicht immer den Ansprüchen, die an eine Lehr-
kraft einer sozialen Frauenschule zu stellen sind, ent-
sprechen“(Beerensson 1918, S. 29-30).

Die Ausbildung und die damit zusammenhängenden
Fragen bildeten einen Schwerpunkt der Aktivitäten
Adele Beerenssons. Sie gehörte von 1923 bis 1933
dem Schulausschuss des „Seminars für Jugendwohl-
fahrt“an, der von Carl Mennicke gegründeten ers-
ten Ausbildungsstätte für Männer in der Sozialarbeit.
Später wurde es umbenannt in „Wohlfahrtsschule
des Sozialpädagogischen Seminars an der Deutschen
Hochschule für Politik“und 1930 in „Berliner Seminar
für Sozialarbeiter“.

Es galt hier, die Erfahrungen der Sozialen Frauen-
schulen einzubringen und vor allem die unterschied-
lichen Aufgaben und Anforderungen, die den Män-
nern in der Sozialen Arbeit gestellt wurden, in der
Ausbildung zu verankern. Es war eine wichtige Auf-
gabe zu dieser Zeit, da ja der Beruf der Sozialarbei-
terin erst 1920 seine staatliche Anerkennung und
seine staatliche Prüfungsordnung erhalten hatte.
Der Prozess der Anerkennung des neuen Berufsstan-
des und auch der seiner wirtschaftlichen Sicherheit
waren noch nicht abgeschlossen.Beerensson ver-
wies 1926 auf einen Antrag im Preußischen Land-
tag: „Der Landtag wolle beschließen, das Staatsmi-
nisterium zu ersuchen, auf die Selbstverwaltungsbe-
hörden wiederholt nachdrücklich darauf einzuwir-
ken, dass den Wohlfahrtspflegerinnen nach einheit-
lichen Grundsätzen eine solche Stellung und Wer-
tung ihrer Arbeit zuteil wird, wie es der ihnen durch
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das Fürsorgepflicht- und Reichsjugendwohlfahrtsge-
setz gegebenen Verantwortung entspricht, vor allem
im bezug auf ausreichenden Urlaub, Gehaltseinstu-
fung, Möglichkeiten der Übernahme ins Beamten-
verhältnis“ (Beerensson 1926, S. 297).

Zahlen aus der 1925 von Heynacher in Zusammen-
arbeit mit dem Deutschen Verein für öffentliche und
private Fürsorge durchgeführten Untersuchung„Zur
Berufslage der Fürsorgerin“, von Beerensson auf-
gegriffen, ist zu entnehmen, mit welchen Anfangs-
schwierigkeiten sich der junge Beruf auseinander
setzen musste. Interessant sind die Schulabschlüsse,
mit denen die Schülerinnen in die Ausbildung traten.
2 866 Sozialarbeiterinnen hatten die Fragebogen
Heynachers beantwortet. Schulabschlüsse der Schü-
lerinnen an Wohlfahrtsschulen (Stand 1925,Beerens-
son 1926, S. 298):
▲ höhere Schule 1906 (66,5 Prozent);
▲ Mittelschule 404 (14,1 Prozent);
▲ Volksschule 556 (19,4 Prozent).

Voraussetzung für den Eintritt in die Ausbildung war
die Mittlere Reife. Wer diesen Abschluss nicht hatte,
konnte einen „Schulwissenschaftlichen Ergänzungs-
kurs“ besuchen, der seit den gewonnenen Erfahrun-
gen in den Sonderlehrgängen für Arbeiterinnen in
Berlin, Hamburg und Köln als Nachqualifizierungs-
möglichkeit angeboten wurde. Diese Möglichkeit,
einen Ergänzungskurs zu absolvieren und eine Ab-
schlussprüfung vor der Schulbehörde abzulegen,
bestand bis zur Errichtung der Fachhochschulen
(Reinicke 1990, S. 310-314).

Ausgewertet wurden von Heynacher (Beerensson
1926, S. 298) auch die Angaben über die Vorbildun-
gen, die die Sozialarbeiterinnen vor der Aufnahme
ihrer Ausbildung absolviert hatten. Sie waren damals
für die Auswahl ihrer Schwerpunkte im Rahmen der
Ausbildung von Bedeutung (Vorbildung im Gesund-
heitsbereich = Schwerpunkt Gesundheitsfürsorge;
Vorbildung im Erziehungs- und Jugendbereich =
Schwerpunkt Jugendfürsorge; andere Vorbildungen
beispielsweise praktische Berufe, Lehrerin = Schwer-
punkt Berufs- und Wirtschaftsfürsorge). Vorbildung
angehender Sozialarbeiterinnen im Jahr 1925:
▲ Gesundheit 1864 (65 Prozent);
▲ Erziehung und Jugend 213 (7,5 Prozent);
▲ Lehrerin 186 (6,5 Prozent);
▲ Studium 80 (2,8 Prozent);
▲ ohne Abschluss 135 (4,7 Prozent);
▲ ohne Ausbildung 388 (13,5 Prozent).

Für Beerensson waren die Bedingungen, unter denen
eine Sozialarbeiterin arbeiten musste, immer ein

wichtiges Anliegen, zum Beispiel das „Unterstel-
lungsverhältnis“.„Ob sie nämlich direkt dem Fach-
dezernenten unterstellt ist, oder sie einer fachfrem-
den Bürokraft untersteht, ist von ausschlaggeben-
dem Einfluss auf die Gestaltung ihrer Tätigkeit. Die
vielen hemmenden bürokratischen Vorschriften, die
sie binden, die ihre Auswirkungsmöglichkeit, aber
auch ihre Arbeitsfreudigkeit beeinträchtigen“, waren
nach ihrer Meinung von großer Bedeutung und
„meistens auf ein mangelhaftes Verständnis für den
Inhalt der Aufgaben seitens bürokratisch eingestell-
ter Kräfte zurückzuführen“(Beerensson 1926, S. 299).

Diese von Beerensson beschriebenen Bedingungen
werden heute in dieser krassen Form nicht mehr auf-
treten. Sie sind aber in veränderter Form vorhanden.
Wenn es beispielsweise um die Zusammenarbeit mit
anderen Berufsgruppen geht, ist immer wieder fest-
stellbar, dass Unsicherheiten über die Fähigkeiten,
Kenntnisse und Hilfemöglichkeiten der Berufsgrup-
pe Sozialarbeit/Sozialpädagogik bestehen. Nach
Beerenssons Prinzip muss die Berufsgruppe selbst
diese Unsicherheiten und mangelnden Kenntnisse
beseitigen. Sie darf davon nicht ablassen, aufzuzei-
gen, worin ihre Stärken bestehen und welchen Nut-
zen sie anderen in der Zusammenarbeit bringen
kann. Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen, Sozial-
pädagoginnen und Sozialpädagogen sollten sich in
diesem Zusammenhang auch mehr bemühen, Kos-
ten- und Nutzenaspekte als Unterstützung für ihr
Handeln in ihre Konzepte einzubeziehen.„Jeder neue
Beruf“, so Adele Beerensson 1926,„der sich in das
bestehende Wirtschaftsleben eines Volkes einglie-
dern will und muss, wird Hindernisse, Vorurteile und
Altgewohntes zu überwinden und um einen ange-
messenen Platz für seine eigenen Aufgaben zu käm-
pfen haben“ (Beerensson 1926, S. 296).

Werben für berufspolitisches Handeln
Adele Beerenssons Wirken für die Sozialarbeit ist un-
vorstellbar ohne ihren Einsatz im berufspolitischen
Raum. Mit der Gründung des „Deutschen Verbandes
der Sozialbeamtinnen (DVS)”, heute „Deutscher Be-
rufsverband für Soziale Arbeit e.V. (DBSH)”trat sie in
das Rampenlicht gewerkschaftlicher Arbeit.Vor 1945
waren es die Berufsverbände allein, die sich um den
neuen Beruf kümmerten. Adele Beerensson war von
1916 bis 1925 Vorsitzende des im Oktober 1916 von
Dorothea Hirschfeld, Gertrud Israel und Else Lüders
gegründeten DVS und von 1925 bis zur Emigration
1933 übte sie das Amt der Hauptgeschäftsführerin
aus. Sie gehörte zu den Vertreterinnen des neuen
Frauenberufs, die davon überzeugt waren, ihre Inte-
ressen selbst vertreten zu müssen. Der Sitz des DVS
war bis 1919 in der Sozialen Frauenschule Berlin-
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Schöneberg, Barbarossastraße 65, der heutigen Alice-
Salomon-Fachhochschule, danach in der Kurfürsten-
straße 124.

Ihre Aktivitäten und ihre Veröffentlichungen zeugen
von hohem Engagement für ihren Beruf. Sie verstand
einen Berufsverband immer auch als eine Organisa-
tion zur Vertretung von Fraueninteressen:„Berufsor-
ganisation in dem Sinn eines Zusammenschlusses
der Angehörigen unseres Berufes zum Zweck der Ver-
tretung der Gesamtinteressen seiner Angehörigen;
und Frauenorganisation, weil wir des Glaubens sind,
dass wir vorläufig noch besondere Frauenaufgaben
zu erfüllen haben. Die Wohlfahrtspflege ist bisher ein
überwiegend ‚weiblicher’ Beruf gewesen; sie wird
es zum Teil immer bleiben müssen, wenngleich auch
für gewisse Arbeitsgebiete eine stärkere Beteiligung
von Männern wünschenswert erscheint. Die beson-
dere Aufgabe der Frauen...ist es einmal, die klare
Herausarbeitung des Berufs und die Abgrenzung der
Arbeitsgebiete zu finden, eine gerechte Eingruppie-
rung...herbeizuführen. Auf der anderen Seite ist es
eine der wichtigsten Aufgaben, die in den Frauen ru-
henden Kräfte zu entwickeln und Führerinnen für das
soziale und öffentliche Leben aus den eigenen Rei-
hen zu erziehen. Dass damit eine feindliche Stellung
den männlichen Kollegen gegenüber nicht verbun-
den ist, versteht sich für die Sozialbeamtin und ihre
Berufsauffassung von selbst”(Reinicke 1990, S. 21).

Die Position, dass die einzelnen Berufsverbände der
Sozialarbeiterinnen sich ihre Eigenständigkeit erhal-
ten wollten und sich nicht einem größeren Verband
anschlossen, ist aus der Situation der Gründerjahre
heraus zu verstehen. „So sind wir nach reiflicher
Überlegung ohne Anschluß an irgendeinen Spitzen-
verband geblieben – ein schwerer, aber, wie wir
glauben – ein notwendiger Entschluß, wollten wir
der Eigenart unseres Berufes, unserem Berufsethos
treu bleiben. Nicht aus Eigenbrötelei, nicht aus Über-
hebung, aber aus der festen Überzeugung, daß ein
Zusammenschluß von Wohlfahrtspflegerinnen sich
frei und unabhängig – politisch und konfessionell
und allen sonstigen Bindungen gegenüber – halten
sollte. ...Das Festhalten an diesem Standpunkt hat
dem Verband nach vielen Seiten hin Schwierigkeiten
bereitet, aber die Idee der unabhängigen, umfassen-
den Frauen-Berufs-Organisation hat über alle mate-
riellen Vorteile, die uns ein Anschluß an eine große
Spitzenorganisation nach manchen Richtungen hin
sicher bringen konnte, gesiegt” (Deutscher Berufs-
verband der Sozialarbeiter und Sozialpädagogen
1976, S. 32). Dass Überlegungen bestanden, als klei-
nere Berufsgruppe gegenüber anderen als gemein-
same Interessenvertretung aufzutreten, zeigt 1920

die Gründung der „Arbeitsgemeinschaft der Berufs-
verbände der Wohlfahrtspflegerinnen Deutschlands“.
Wir können heute die Weiterentwicklung nicht zwei-
felsfrei beschreiben, da durch die zwangsweise er-
folgte Unterbrechung der berufspolitischen Arbeit
1933 bis 1945 alle Aussagen darüber nur Vermutun-
gen sein können. Gesagt werden kann aber, dass die
beginnende Konsolidierung und das Erstarken des
Berufsstandes als eigenständig Handelnder durch die
politischen Veränderungen gravierend beeinträchtigt
wurden. Die Vertreibung führender Persönlichkeiten
der Sozialarbeit aus Deutschland, teilweise auch ihre
Vernichtung, waren weitere Schritte, die ihre Weiter-
entwicklung behinderten, wenn nicht sogar unter-
banden.

Beerensson hat während ihres Wirkens immer wie-
der aufgezeigt – und ihre Argumente haben auch
heute nicht ihre Gültigkeit verloren –, dass sich der
Berufsstand zeigen muss, „weil wir eine sehr kleine
Berufsgruppe darstellen – so klein, dass sie noch
nicht einmal in der Berufszählung als solche in Er-
scheinung tritt“ (Beerensson 1928-1929, S. 15-16).
Auch dieser von Beerensson 1929 kritisierte Aspekt
besitzt heute noch Gültigkeit. Bis 1991 verwandte
das Statistische Bundesamt den unspezifischen Ober-
begriff „Sozialpflegerische Berufe“in seiner Berufs-
klassifikation unter anderem für Sozialarbeiter, So-
zialarbeiterinnen und Sozialpädagogen, Sozialpäda-
goginnen, ab 1992 setzt es dafür den Begriff „Sozia-
le Berufe“ein. In der Gruppe 86 (Soziale Berufe)
werden unter diesem Oberbegriff folgende Berufe
getrennt statistisch erfasst und ausgewertet: Sozial-
arbeiter, Sozialarbeiterinnen und Sozialpädagogen,
Sozialpädagoginnen (Kennziffer 861), Heilpädago-
gen, Heilpädagoginnen (Kennziffer 862), Erzieher,
Erzieherinnen (Kennziffer 863), Altenpfleger, Alten-
pflegerinnen (Kennziffer 864), Familienpfleger, Fa-
milienpflegerinnen und Dorfhelfer, Dorfhelferinnen
(Kennziffer 865) Heilerziehungspfleger, Heilerzie-
hungspflegerinnen (Kennziffer 866), Kinderpfleger,
Kinderpflegerinnen (Kennziffer 867), Arbeits-, Berufs-
berater, Berufsberaterinnen (Kennziffer 868), Sons-
tige soziale Berufe (Kennziffer 869).

Das Bundesamt zählt die darin erfassten Berufsgrup-
pen zu den Dienstleistungsberufen.„Erfasst werden
alle erwerbstätigen Personen, die in den jeweiligen
Arbeitsfeldern wirken. Aus den Zahlen ist nicht ab-
lesbar, ob es sich um aus- oder unausgebildete Kräf-
te handelt“ (Reinicke 2002). Es sind auch keine spe-
zifischen Arbeitsbereiche erkennbar, beispielsweise
Gesundheits-, Jugend-, Alten- oder Justizbereich.
Eventuelle Planungsaussagen für Ausbildungs- be-
ziehungsweise Arbeitsplätze sind daraus nicht ab-
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leitbar. Die unterschiedlichen Ausbildungsabschlüsse
(Fach- oder Hochschule) sind auch nicht erkennbar.
Ein weiterer Nachteil ist, dass die vom Statistischen
Bundesamt verwandte „Klassifikation noch keine
Anwendung in den Statistiken der Bundesanstalt für
Arbeit findet. Hier werden beispielsweise Sozial-, Er-
ziehungs-, geistes- und naturwissenschaftliche Be-
rufe in der Arbeitslosenstatistik gemeinsam aufge-
zählt“(ebd., S. 854-858).

Weitere Aktivitäten
Eine wichtige Aufgabe war im Rahmen der berufs-
politischen Arbeit die Kontaktpflege zu politischen
Gremien. Interessant ist für die heutige Zeit, dass
eine rege Zusammenarbeit beziehungsweise Kontakt-
aufnahme sowohl zu Stadtverordneten als auch zu
Kreistags-, Landtags- und Reichstagsabgeordneten
stattfand. In den Berichten des DVS finden wir dann
auch den Dank an die Abgeordneten „für ihre ver-
ständnisvolle Arbeit”. Herausgehoben wurden dabei
häufig die weiblichen Abgeordneten. Der Öffentlich-
keitsarbeit wurde große Bedeutung beigemessen,
über Erfolge wurde berichtet. Beispielsweise 1926:
„Mit Befriedigung kann festgestellt werden, daß
überall da, wo die Frauen einmal für diese dem All-
gemeinwohl dienende Arbeit interessiert wurden,
und sie die Schwere und Verantwortung dieser Tä-
tigkeit erkannten, eine Mitarbeit in unserem Sinne,
ein Vorstoß bei den Stadtverordneten eingeleitet
und die öffentliche Meinung von ihnen bearbeitet
wurde”(Beerensson 1928).

Einen Schwerpunkt bildete die Mitgliederwerbung.
1929 heißt es dazu: Es„ist erhöhte Sorgfalt auf die
Werbung und Gewinnung neuer Mitglieder gelegt
worden. Insbesondere sind die Wohlfahrtsschulen”,
die heutigen Fachhochschulen, „nicht nur mit Werbe-
material beschickt worden; es ist ihnen regelmäßig
der Besuch eines Mitgliedes zur Informierung ange-
boten worden, und es ist auch vielfach von diesem
Anerbieten Gebrauch gemacht worden“. In Berlin,
wo durch die Präsenz der Geschäftsstelle der Besuch
der Schulen leichter möglich war, wurde regelmäßig
zum Semesterschluss an die Schülerinnen eine An-
sprache gehalten und Werbematerial verteilt. Im Jahr
1929 unternahmen Vertreterinnen des Verbandes
den Versuch, alle Absolventinnen einzuladen, ihnen
über die Idee und Aufgaben des Berufsverbandes 
zu berichten und ihnen Gelegenheit zu Fragen und
zur Äußerung von Bedenken zu geben.„Der Erfolg
war zweifellos ein guter. Im Wesentlichen müssen
ja die Ortsgruppen die Werbearbeit örtlich durchfüh-
ren, und ich glaube, daß nach dieser Richtung hin
noch manches geleistet werden könnte”, äußerte
Adele Beerensson (1928-1929, S.9-10).

Zusammenarbeit Berufsverbände 
und Ausbildungsstätten
Bereits im Oktober 1917, auf der zweiten Sitzung
der Konferenz der Leitenden der Sozialen Frauen-
schulen Deutschlands, wurde angeregt, eine Verbin-
dung zwischen den Ausbildungsstätten und den Be-
rufsverbänden herzustellen. Dem Protokoll der Kon-
ferenz ist zu entnehmen, dass den Berufsverbänden
ein Bericht über die Konferenzen zugesandt werden
sollte,„in dem alle für die Berufsverbände wichtigen
Punkte enthalten sind. Außerdem wird beschlossen,
auf einer der nächsten Sitzungen über die Teilnah-
me der Berufsverbände zu beraten”. Die Konferenz
beschloss eine Teilnahme. Bis 1933 waren Vertrete-
rinnen der Berufsverbände und der Konferenz ge-
genseitig in den jeweiligen Verbänden vertreten
(Reinicke 1984, S.185). Auch heute besteht wieder
eine Zusammenarbeit.

Mitarbeit Beerenssons in anderen Verbänden
Nach der Gründung des Berufsverbandes vertrat
Adele Beerensson diesen im „Bund Deutscher Frau-
envereine (BDF)”. Von 1928 bis 1933 war sie Mitglied
im Gesamtvorstand des BDF, von 1926 bis 1933 Mit-
glied im „Ausschuß zum Studium der weiblichen
Polizeifürsorge“ im BDF und von 1928 bis 1933 Mit-
glied der „Facharbeitsgemeinschaft für soziale Ar-
beit“des BDF. Am 5.12.1919 wurde der „Gesamtver-
band der Berufsarbeiter der Wohlfahrtspflege“ge-
gründet. Seine Aufgabe war der „Zusammenschluss
von Frauen aller Berufsorganisationen und Verbände
aller Richtungen zum Schutz gegen ungerechtfertigte
Frauenentlassungen“. Dieses Problem entstand nach
dem Ende des Ersten Weltkrieges, wo Entlassungen
von Frauen zum Vorteil der Männer vorgenommen
werden sollten. Beerensson wurde stellvertretende
Vorsitzende des Verbandes. Von 1929 bis 1933 war
sie zweite Vorsitzende des „Bundes der Berufsorga-
nisationen des Sozialen Dienstes“, einem Zusammen-
schluss der Berufsverbände aller im sozialen Bereich
tätigen Frauen, beispielsweise der Krankenpflege,
Kindergärten, Heime, Schulen und Sozialarbeit, in
den 1920er-Jahren Mitglied im Hauptausschuss des
„Deutschen Vereins für öffentliche und private Für-
sorge“. 1929/1930 arbeitete sie als nebenamtliche
Dozentin an der„Deutschen Gesundheitsfürsorge-
schule“ Berlin-Charlottenburg in Fortbildungslehr-
gängen für Wohlfahrtspflegerinnen.

Arbeitsfeld Arbeitsamt
Die Arbeitsämter waren vor 1945 ein wichtiges Ar-
beitsfeld der Sozialarbeit, speziell der Aufgabenbe-
reich Berufsberatung war mit ausgebildeten Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeitern besetzt. Die Be-
rufsverbände äußerten sich auch damals zu den Pro-
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blemen der Arbeitslosigkeit und ihren Folgen. Dies
erinnert an heutige Diskussionen. Im Rechenschafts-
bericht für die Jahre 1928/1929 schrieb Beerensson:
„Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß die außer-
ordentlich bedenkliche, schwierige finanzielle Lage,
in der sich die Reichsanstalt seit Monaten befindet,
keinen günstigen Boden für die Forderungen der
Verbände zur Bessergestaltung des Gesamtarbeits-
verhältnisses bietet. Auf der anderen Seite muß aber
ebenso nachdrücklich betont werden, daß die Per-
sonalpolitik der Reichsanstalt nicht geeignet ist, die
Arbeitsfreudigkeit der Angestellten zu heben, noch
die Sachleistung zu fördern. Das mangelnde Interes-
se z.B. für die Berufsberatung, als ein geeignetes
Mittel, die zukünftige Arbeitsmarktlage günstig zu
beeinflussen, die unzureichenden Kräfte für die Ar-
beitsvermittlung, die immer noch gekürzt werden,
lassen den wichtigsten Zweig der Reichsanstalt, näm-
lich Arbeitssuchende in Arbeit zu bringen, zugunsten
der ‚Stempelnden’ allzu stark in den Hintergrund
treten. Aus allen Teilen des Reiches sind die Klagen
die gleichen. Wir haben mit aller Deutlichkeit auf
die vielfachen Mißstände hingewiesen und haben
in mündlichen Verhandlungen, wie in Eingaben und
im Klagewege Besserungen zu schaffen versucht”
(Beerensson 1928-1929, S.14).

Ein nicht mehr bekanntes Aufgabengebiet 
der Sozialarbeit – „Polizeifürsorgerin”
Eine der ältesten Fachgruppen im DVS war die Fach-
gruppe Polizeipflege, die im Juni 1918 in Berlin ge-
gründet wurde. Die Leitung lag in den Händen der
Leiterin der Wohlfahrtsstelle im Polizeipräsidium
Berlin, Margarete Dittmer, zweite Vorsitzende war
Dorothee von Velsen, Schriftführerin Irmgard Jaeger.
Der Hauptvorstand des DVS unterstützte diese Ar-
beit, da in der Gründungsphase bereits zehn Polizei-
fürsorgerinnen Mitglied im Verband waren.1919 wa-
ren von 50 Polizeifürsorgerinnen in Deutschland be-
reits 29 Mitglied der Fachgruppe, 1926 waren es 114
von etwa 157 Fürsorgerinnen bei Polizei- und Pflege-
ämtern. Wichtig war für die Fachgruppe beispiels-
weise 1920 die Klärung der Fragen des Ausbaus der
Pflegeamtsarbeit“ (Betreuung gefährdeter weibli-
cher Jugendlicher), und der „Abgrenzung der Arbeit
zu der der Polizei sowie zu der des Jugendamtes”.

Sehr bald wurden die ersten Entwürfe zum Gesetz
über die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten
behandelt; der Verband war hier bis zur Verabschie-
dung 1927 eingehend an der Beratung und Reali-
sierung beteiligt. Die Nachfolgerin Margarete Ditt-
mers als Vorsitzende war Irmgard Jaeger, sie wurde
vom bevölkerungspolitischen Ausschuss des Reichs-
tages als Sachverständige gehört. Eine wesentliche

Position, die der DVS vertrat, war, der Beratung der
von den Maßnahmen des Gesetzes Betroffenen den
Vorrang einzuräumen und diese durch Fachkräfte,
ausgebildete Sozialarbeiterinnen (Wohlfahrtspflege-
rinnen), durchführen zu lassen. Zwangsmaßnahmen
sollten, wenn überhaupt erforderlich, erst danach
eingeleitet werden. Das Ministerium für Volkswohl-
fahrt unterstützte die Arbeit der Fachgruppe mit fi-
nanziellen Zuwendungen. Es gab auch Bemühungen,
die Eingaben an die Ministerien und den Reichstag
möglichst als gemeinsame Aussage der drei Berufs-
verbände für Wohlfahrtspflegerinnen erscheinen zu
lassen.

Ein weiterer Schwerpunkt der Fachgruppenarbeit war
die Einführung einer weiblichen Polizei in Deutsch-
land. Vorbild für diese Tätigkeit war unter anderem
England. Köln war 1923 die erste Stadt, die eine
„weibliche Kriminalpolizei”einrichtete. Leiterin war
Josefine Erkens. Berlin folgte 1927. Leiterin der Weib-
lichen Kriminalpolizei (WKP) in Deutschland war bis
1945 Friedrike Wieking, die jahrelang auch Vorsit-
zende des DVS war (Reinicke 1998, S. 628-630.). Es
ist ein Arbeitsgebiet, das seit etwa 1970 nicht mehr
den Absolventinnen der Fachhochschulen für Sozia-
le Arbeit zugänglich ist (Reinicke 1998, S. 628-630).

Emigration 
Adele Beerensson emigrierte am 21. Juli 1933 aus
Deutschland und ging als Sozialarbeiterin (social
worker) in ihr Geburtsland England zurück. Sie ar-
beitete dort im „Sara Pyke House“(hotel for work-
ing girls) in London, einem Heim für arbeitende Mäd-
chen, die keine eigene Unterkunft hatten. Diese
jüdische Einrichtung für den Schutz von Mädchen,
Frauen und Kindern wurde 1885 von der Jüdischen
Gesellschaft der Damen für Prävention und Rettungs-
arbeit (The Jewish Ladies’ Society for Preventive and
Rescue Work) gegründet. Ziel war anfangs, den wei-
ßen Sklavenhandel, den Mädchenhandel zu bekämp-
fen. Der Jahresbericht für die Zeit vom 1. April 1935
bis 31. März 1936 führt Beerensson als Superinten-
dentin (Leiterin) dieser Einrichtung. In dem Bericht
wird ihr für ihre Arbeit gedankt. Im Jahresbericht,
der die Zeit vom 1. April 1939 bis 31. März 1940 um-
fasst, wird auf die „Kriegsumstände”verwiesen und
auf die daraus erwachsenden Belastungen für die
Leiterin, mit den geringeren Mitteln zu wirtschaften.

Der Bericht enthält den Zusatz, Adele Beerensson
sei am 13. Oktober 1940 nach kurzer Krankheit ver-
storben und werde „schmerzlich vermisst“. In den
Protokollen über die Jahre 1937 bis 1946 finden sich
Hinweise auf Aktivitäten von Beerensson, so über
gegebene Informationen und getroffene Entschei-
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dungen. Erwähnt wird darin auch ihre „finale Krank-
heit”und dass sie im „Sara Pyke House“ verstarb
(Annual Reports ohne Jahr). Bisher ging aus Recher-
chen des Verfassers hervor, dass sie mit ihrer Freun-
din Gertrud Israel (nach Angaben von World Jewish
Relief Archive, London), die am 7. August 1939 aus
Berlin nach England emigrieren konnte, während der
deutschen Bombenangriffe auf London („London
Blitz“) umgekommen ist (Reinicke 1998, S. 274-275).

Beerenssons Erfahrungen jüdischer
Sozialarbeit in England
Adele Beerenssons Engagement in der Sozialen Ar-
beit, auch über ihr eigentliches Arbeitsfeld hinaus,
lässt auch in der Emigration nicht nach. In einem
umfangreichen Bericht schilderte sie 1935 in der in
Deutschland erscheinenden Zeitschrift „Jüdische
Wohlfahrtspflege und Sozialpolitik“ihre Erfahrun-
gen der „Jüdischen Wohlfahrtsarbeit in England“.
Der Artikel beeindruckt, da er den Leserinnen und
Lesern zeigt, mit welchem Einsatz und welchen Me-
thoden unter völlig anderen sozialpolitischen Bedin-
gungen dort erfolgreich gearbeitet wurde. Adele
Beerensson verweist auf den großen Unterschied in
der Sozialarbeit zwischen Deutschland und England:
„Die englische Wohlfahrtspflege wird überwiegend
von privaten Organisationen durchgeführt.“Die Hil-
feleistenden seien vorwiegend ehrenamtliche Kräf-
te, auch in jüdischen Einrichtungen (Beerensson
1935, S. 205-206).

Beerensson schildert auch die Arbeit des „Industrial-
Committees“, eins für Mädchen und eins für Jungen,
deren Aufgabe es war,„Lehrstellen und Arbeitsplät-
ze für Anfänger zu vermitteln”(ebd., S. 207). Ein
weiteres, von ihr vorgestelltes Arbeitsfeld jüdischer
Sozialarbeit war die„Jewish Association for the Pro-
tection of Girls, Women and Children“(Jüdische Ver-
einigung zum Schutz von Frauen, Mädchen und Kin-
dern). Das Ziel der Organisation, der einzigen dieser
Art, lag im Wesentlichen im Schutz gegen moralische
Schäden. „Sie will Frauen, Mädchen und Kinder vor
schlechtem Einfluss, Leiden, Sklaverei und Erniedri-
gung bewahren“. Beerensson beschrieb die vielfäl-
tigen Hilfen (ebd., S. 207-208).

Ein weiteres interessantes Beispiel bildet die Schilde-
rung der Arbeit in den „Settlements“, eine der Wur-
zeln der Sozialarbeit in England und Amerika. Sie gab
es 1935 nach Beerenssons Bericht in der jüdischen
Sozialarbeit in England, aber auch bei anderen Trä-
gern. Die Nachbarschaftsheime in Deutschland sind
heute in einigen Ansätzen vergleichbare Einrichtun-
gen.„Der leitende Gedanke des Settlements bzw.
seines Leiters – Gründer der Einrichtung – ist es,

nichts von wertvollem Menschenmaterial verloren
gehen zu lassen und gute Bürger und Bürgerinnen,
„citizens“ im englischen Sinne, heranzubilden. Alle
Klubs sind auf dem Gedanken der Selbstverwaltung
aufgebaut, sie lassen der Entfaltung der Individuali-
tät weitesten Spielraum. Auf die Erhaltung und Pfle-
ge der Gesundheit und der körperlichen Entwick-
lung wird ebenso viel Wert gelegt, wie auf die Ent-
faltung des Charakters und auf die Befriedigung
geistiger Bedürfnisse“ (ebd., S. 209).

Zum Schluss verweist Adele Beerensson auf die Ko-
operation aller Beteiligten. Ihr„fällt ein gut organi-
siertes, zweckmäßiges Zusammenarbeiten, ein ge-
genseitiges Respektieren der übernommenen Arbeits-
gebiete, ein vernünftiges Abgrenzen der Tätigkeiten
und ein Austausch sich kreuzender und überschnei-
dender Aufgaben auf“, und sie macht deutlich, dass
„die freiwillige Leistung der jüdischen Bevölkerung
in England für ihre bedürftigen Glaubensgenossen
nach jeder Richtung hin eine bewundernswerte sei“
(ebd., S. 211-212).

Schlussgedanken
Adele Beerensson gehört ohne jeden Zweifel zu den
führenden Vertreterinnen des jungen Berufes der So-
zialarbeiterinnen. Ihr Wirken für die Sozialarbeit ist
beachtlich. Sie setzte sich in Vorträgen, Diskussionen
und Veröffentlichungen für den Beruf der Sozialar-
beit sowie seine spezifischen Kenntnisse mit allem
Nachdruck ein und engagierte sich an verantwortli-
cher Stelle in der Berufspolitik. Sie vertrat auch vehe-
ment die Interessen der Frauen und wirkte an ver-
antwortlicher Stelle in zahlreichen Gremien.
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Zusammenfassung
Sozialarbeit, Sozialpädagogik, ja allgemein psycho-
soziale Beratungsprozesse, die Eltern – zumeist auf
Schwierigkeiten und Probleme ihrer Kinder bezie-
hungsweise mit ihren Kindern – konstruktiv anspre-
chen wollen, gelingen in der Regel nur, wenn es die
Professionellen schaffen, Kooperationsbeziehungen
zu den Eltern herzustellen. Wenn Eltern sich jedoch
in ihren oder in Belangen der Kinder übergangen
oder gegängelt fühlen, sinkt die Wahrscheinlichkeit,
eine solche Kooperationsbeziehung aufzubauen.Was
aber erhöht die Wahrscheinlichkeit von Kooperation
in der Elternarbeit, insbesondere bei freien Trägern,
die Erziehungshilfen (nach §§ 27 ff. SGB VIII) durch-
führen? Dies ist die zentrale Frage, die im Folgenden
thematisiert werden soll.
Abstract
Social work, social education and, in general, psycho-
social consultation processes which are to address
parents in a constructive way when they are faced
with difficulties and problems of or with their child-
ren are only successful if professional social workers
are able to establish relationships with parents ba-
sed on co-operation. However, if parents get the im-
pression being excluded or pushed to do something
when it comes to things concerning their children, it
becomes less probable to establish such a co-opera-
tion relationship. But what increases the possibility
to co-operate with parents, especially if free bodies
are involved which provide support of education (ac-
cording to article 27 and following articles of SGB
VIII, Code of Social Law)? This is the central ques-
tion which is to be discussed in the following text.
Schlüsselwörter
Elternarbeit - Kooperation - Rollenverhalten - Methode
- Familie - Modell

Einleitung
Meine These ist, dass es hinsichtlich des Aufbaus von
Kooperationsprozessen in der Elternarbeit vor allem
auf zweierlei ankommt: zum einen auf das Modell,
das die Professionellen von der Familie in der moder-
nen Gesellschaft haben und zum anderen – davon
ausgehend – auf die Haltung, die sie Eltern und de-
ren Kindern gegenüber zeigen.

Oft jedoch ist die Praxis gekennzeichnet von Mustern
in der Elternarbeit, die sich jenseits der Kooperation
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bewegen. Der Familientherapeut und Forscher in
Sachen Kooperation in der Elternarbeit im Kontext
der Erziehungshilfen Michael Biene (2003, 2004, oh-
ne Jahr, vgl. auch Kleve 2003, 2003a) hat in dieser
Hinsicht insbesondere zwei typische Muster in der
sozialen, psychologischen und pädagogischen Eltern-
arbeit beobachtet: das Abgabe- und das Kampfmus-
ter. Beide Muster basieren ebenfalls auf bestimmten
Vorstellungen vom System Familie und gehen mit
bestimmten Haltungen einher. Bevor das Koopera-
tionsmuster und ein dahinter stehendes Familienmo-
dell sowie Verfahrensvorschläge zur Erhöhung der
Wahrscheinlichkeit von Kooperation thematisiert
werden, veranschauliche ich zunächst die beiden
problematischen Muster sowie das damit verbun-
dene Familienmodell.

Abgabemuster
Das Abgabemuster geht mit bestimmten Interaktio-
nen, Rollenmustern und Wirkungen hinsichtlich von
Kindern und Eltern sowie von Professionellen ein-
her, die knapp erläutert werden sollen. Die idealty-
pische Situation des Abgabemusters besteht darin,
dass Eltern Beraterinnen und Berater in Anspruch
nehmen, die ihnen suggerieren, dass die Probleme
oder Schwierigkeiten, die ihr Kind zeigt, professio-
nell bearbeitet werden müssen. Wir haben es dies-
bezüglich mit einer Abgabeinteraktion zu tun: Die
Eltern geben das Kind und dessen Probleme an die
Professionellen ab, und diese nehmen es mit seinen
Problemen an. Dahinter steht die Botschaft der Pro-
fessionellen: „Wir sind die Experten und Expertinnen
für die Lösung der Probleme Ihres Kindes.“ Hier er-
kennen wir außerdem die klassische professionelle
Rollenaufteilung: Die Eltern sehen sich als Laien, die
Professionellen bewerten sich als Fachleute. Die In-
teraktionspartner bestätigen sich gegenseitig diese
Rollenzuschreibungen. Dies geht oft mit einer zu-
nehmenden Passivität der Eltern und einer Aktivität
der Fachkräfte einher. Das typische Arbeitsfeld, in
dem das Abgabemuster häufig beobachtet werden
kann, ist freilich die stationäre Unterbringung in Hei-
men. Dort haben Erzieherinnen und Erzieher nicht
selten den Auftrag, Elternaufgaben kompensatorisch
zu übernehmen.

Was sind die Wirkungen des Abgabemusters? Eine
Wirkung klang bereits an: Die Eltern werden tenden-
ziell inaktiv, sie ziehen sich aus der Verantwortung
für die Erziehung des Kindes zurück beziehungsweise
lassen sich von den Professionellen aus dieser Ver-
antwortung verdrängen. Hinter dieser Verantwor-
tungsabgabe der Eltern und der Verantwortungs-
übernahme der Fachkräfte steht die Idee, dass das
Kind wirkungsvoller öffentlich erzogen werden kann.

Dies ist aber oft eine Illusion. In Heimen kennen
Fachkräfte das Phänomen, dass Kinder von den In-
teraktionserfahrungen mit ihren Eltern immer wie-
der eingeholt werden, dass die Erfahrungen im El-
ternhaus im Gegensatz zu denen in der Einrichtung
die prägenderen bleiben. Hier greift das klassische
Bild der Erziehung als Sisyphosarbeit: Den Stein, den
die Fachkräfte scheinbar immer wieder erfolgreich
hoch rollen, stoßen Vater und/oder Mutter hinsicht-
lich ihrer Kinder immer wieder hinunter, sodass er
erneut mit viel Kraft hinaufbefördert werden muss.
Es wird hier aber auch deutlich, dass Kinder eigent-
lich nur über die Eltern wirkungsvoll erreicht wer-
den können.

Kampfmuster
Das Kampfmuster geht ebenfalls mit typischen In-
teraktionen, Rollen und Wirkungen einher. Auch hier
etabliert sich das klassische professionelle Verhält-
nis von Laien und Fachkräften. Nur befinden sich die
vermeintlichen Laien und die vermeintlichen Exper-
ten und Expertinnen in einem permanenten Kampf
um die richtige Definition der gegenwärtigen Situa-
tion. Die Eltern verneinen beispielsweise die Deu-
tungen der Fachkräfte, nehmen deren Problemsicht-
weisen nicht an, sehen keine Schwierigkeiten. Die
Dynamik ist hier oft eine so genannte symmetrische
Eskalation: Je vehementer die Professionellen ihre
Problemsichtweise artikulieren und die Eltern von
dieser zu überzeugen versuchen, desto stärker weh-
ren die Eltern diese Sichtweise ab und sperren sich
gegen jede Problemwahrnehmung. In psychoanaly-
tischer Terminologie könnte man diese Verhaltens-
weise auch als Widerstand bezeichnen. Es ist jedoch
ein Widerstand, der systemisch erzeugt wird: Beide
Parteien erzeugen ihn durch ihre wechselseitigen
Interaktionen. Wer unter diesem Muster freilich am
meisten zu leiden hat, ist das Kind. Wir sehen hier
ein ähnliches Muster, welches wir mitunter bei zer-
strittenen Eltern beobachten können, die ihre Kon-
flikte auf dem Rücken des Kindes austragen. Nicht
selten eskaliert die Situation als Wirkung dieses
Kampfmusters, die Symptome des Kindes verschlim-
mern sich. Die Eltern schotten sich immer mehr ab,
ohne dass dem Kind eine adäquate Hilfe zuteil wird.

Modell im Hintergrund des Abgabe- 
und Kampfmusters
Welche Familienmodelle fordern die beiden genann-
ten problematischen Muster heraus? Jedenfalls steht
hinter diesen Mustern das – wie bereits mehrfach
anklang – klassische asymmetrische Professionsmo-
dell von Laien und Expertinnen und Experten. Die
Fachkraft hat das Wissen, der Laie nicht. Daher hat
sie die Aufgabe, dieses Defizit für den Laien zu kom-
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pensieren. Sowohl im Abgabe- als auch im Kampf-
muster wird davon ausgegangen, dass ein profes-
sionelles Besserwissen hinsichtlich der Erziehung
von Kindern gegenüber den Eltern vorhanden ist.
Schließlich herrscht der Glaube vor, dass professio-
nelle Fachkräfte Elternaufgaben übernehmen kön-
nen, dass sie also in der Lage sind, elterliche Defi-
zite zu kompensieren. Welches alternative Familien-
modell lässt sich diesem Modell gegenüberstellen
und welche Haltungen, die eine Abkehr von dem Ab-
gabe- und Kampfmuster möglich machen, könnten
daraus folgen?

Systemtheoretisches Familienmodell 
als Alternative
Mit der soziologischen Systemtheorie (Luhmann
1990, 1990a, Bommes; Scherr 2000, S. 176 ff., Kleve
2005, 2005a) können wir davon ausgehen, dass die
Familie ein System in der Gesellschaft ist, dessen
Funktionen von keinem anderen System kompensiert
werden kann. Nach der Theorie funktionaler Differen-
zierung (Luhmann 1997) als Teil der soziologischen
Systemtheorie zerfällt die moderne Gesellschaft in
verschiedene Funktionssysteme, zum Beispiel in Wirt-
schaft, Politik, Recht und Wissenschaft. Die Elemente
dieser Systeme sind jedoch keine Menschen,sondern
lediglich Handlungen, die von diesen Systemen zu
Kommunikationen deklariert werden, wenn sie als
anschlussfähig gelten. Die Anschlussfähigkeit von
Handlungen wird hergestellt durch bestimmte Me-
dien, auf die sich die Handlungen beziehen müssen,
wenn sie kommunikativ für diese Systeme relevant
werden wollen.

In der Wirtschaft bestimmt das Medium Geld die
Kommunikationen beziehungsweise die Anschluss-
fähigkeit der Handlungen, in der Politik ist es das
Medium Macht, im Rechtssystem das Medium Recht
und in der Wissenschaft das Medium Wahrheit. Men-
schen sind für die Funktionssysteme also nur auf
Grund bestimmter Handlungen von Bedeutung, die
ihnen als Kommunikationen zugerechnet werden,
wenn sie sich auf die jeweiligen Medien beziehen.
Man könnte auch sagen, dass Menschen in den Sys-
temen nur mit ganz bestimmten Ausschnitten ihrer
Persönlichkeit relevant sind, nur als ganz konkrete
Rollenträger: In der Wirtschaft zählen der Käufer und
die Käuferin, in der Politik der Wähler und die Wäh-
lerin, im Recht der gesetzestreue oder -brüchige
Staatsbürger und die Staatsbürgerin, in der Wissen-
schaft der Autor oder die Autorin wissenschaftlicher
Publikationen. In der modernen Gesellschaft gibt es
genau genommen keinen Ort, wo die Menschen als
Ganzes zählen – außer in den Familien, in Intim- und
tendenziell auch in Freundschaftsbeziehungen.

In Familien kommen Menschen sozusagen ganzheit-
lich zur Geltung. Nicht nur bestimmte Rollenaspekte
sind hier relevant, sondern alles, was außerhalb und
innerhalb der Familie passiert, kann Thema familiärer
Kommunikation sein. Die Familie bezieht sich auf
Menschen in einer Weise, wie dies ansonsten in der
modernen Gesellschaft nicht oder nur kaum (nur
noch in Intim- und teilweise in Freundschaftsbezie-
hungen) der Fall ist. Dies macht die besondere Be-
deutung der Familie für den modernen Menschen
aus. Diese besondere Bedeutung der Familie wurde
in den Human- und Sozialwissenschaften seit dem
Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts,
also mit der gänzlichen Etablierung der modernen
(funktional-differenzierten) Gesellschaft immer wie-
der beschrieben – dazu einige Beispiele:

▲ Die Psychoanalyse (grundlegend Freud 1999) hebt
die besondere Bedeutung der frühen familiären So-
zialisation hervor, beschreibt die Ausbildung der psy-
chischen Instanzen Es, Ich und Überich im prägen-
den Kontext der Beziehungen zu Mutter und Vater
und thematisiert des Weiteren das Phasenmodell
der Sexualität. Immer spielen hier die Beziehungen
zu den Eltern die entscheidende Rolle für die Aus-
prägung der Persönlichkeit. Kinder internalisieren
von ihrer Geburt an (wahrscheinlich bereits im Mut-
terleib) die elterlichen Kommunikationsangebote,
entwickeln ihre psychischen und emotionalen Mo-
delle auf dieser Grundlage. Sie erlernen Liebe und
Körperlichkeit in ihrer Familie und tragen schließlich
das, was sie in ihrer Familie erfahren haben, in die
Welt, was durch das Konzept der Übertragung sehr
plausibel beschrieben wird.

▲ Die Bindungstheorie (Bowlby 1979) hat die Er-
kenntnisse, die die Psychoanalyse aus der Rekons-
truktion der kindlichen Vergangenheit von Erwach-
senen gewonnen hat, empirisch in der Beobachtung
von Eltern-Kind-Interaktionen konkretisiert und ver-
tieft. Die frühen Bindungserfahrungen der Menschen,
die sie in der Regel im Kontakt mit ihren Eltern ma-
chen, prägen ihre Interaktionsmuster ein Leben lang,
sie sind Modell für die Beziehungen, die Menschen
in ihrem Leben bis zu ihrem Tode eingehen.

▲ Die Hirnforschung (Überblick in Roth 2003) be-
stätigt diese Erkenntnisse aus der Psychoanalyse
und der Bindungstheorie, indem sie beschreibt, wie
sich bestimmte für die Emotionalität verantwortli-
che Hirnregionen in den ersten drei Lebensjahren
ausbilden und danach kaum noch veränderbar sind.

▲ Die systemische Familienforschung (Überblick in
Simon; Clement; Stierlin 1999) bündelt diese Ein-
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sichten schließlich, indem sie die Eingebundenheit
des Menschen in seine Familie über Generationen
hinweg thematisiert und verdeutlicht, dass wir nicht
nur geprägt sind von dem, was hier und heute in un-
seren Familien passiert, sondern auch von dem, was
in der Vergangenheit geschah. Wir übernehmen Auf-
träge von unseren Eltern oder Großeltern und geben
Aufträge an unsere Kinder weiter, verarbeiten Er-
fahrungen, die wir selbst gar nicht gemacht haben,
die aber unsere Familie weiterhin prägen.

Die Familie beeinflusst uns in einer Weise, wie wir
dies kaum glauben können. Diese Einsicht scheint
sich immer mehr auch in der populärwissenschaft-
lichen Literatur Bahn zu brechen, wie etwa in einer
Ausgabe der„Psychologie heute compact”zum The-
ma „Familienleben. Wie wir wurden, was wir sind“
deutlich wird. Dort schreiben die Familienforscher
Franz J. Neyer und Frieder R. Lang (ohne Jahr, S. 44),
dass wir „uns in einer Zeit (befinden), in der die
Menschen unbegrenzt mobil und scheinbar frei von
traditionellen Bindungen leben können. Viele neh-
men deshalb an, verwandtschaftliche Beziehungen
seien unwichtig geworden und könnten durch be-
liebig gewählte Beziehungen ersetzt werden. Diese
Annahme ist jedoch falsch. ...Vor allem in schwieri-
gen Lebenslagen in Blut dicker als Wasser“. Im Vor-
wort derselben Zeitschrift stellt Ursula Nuber (ohne
Jahr, S. 3) fest: „Gleichgültig, wie stark die Familien-
bande sind, gleichgültig, wie emotional nah oder
fern man sich den Blutsverwandten fühlt – die eige-
ne Herkunft spielt in einer Zeit, in der viele Menschen
leicht die Orientierung verlieren, eine immer größere
Rolle.“Ausgehend von einem solchen Familienmo-
dell wollen wir nun fragen, wie die Haltung von Pro-
fessionellen gestaltet werden müsste, damit in der
Elternarbeit Kooperation gelingt.

Haltungen für ein Kooperationsmuster – 
drei grundsätzliche Thesen
Grundsätzlich lässt sich aus der beschriebenen Funk-
tion der Familie in der modernen Gesellschaft ablei-
ten, dass Professionelle diese Funktion nicht erset-
zen können. Denn auch professionelle Kommunika-
tion kann sich nicht – im Gegensatz zu familiärer
Kommunikation – ganzheitlich auf Menschen bezie-
hen. Professionelle Kommunikation ist eingebunden
in das Funktionssystem der Sozialen Arbeit, der öf-
fentlichen Erziehung oder des Gesundheitssystems
und greift daher immer nur auf Ausschnitte von Men-
schen zu, lediglich auf bestimmte Rollenaspekte. Die
Kommunikation von Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeitern, von Erzieherinnen und Erziehern, von Psy-
chologinnen und Psychologen wird nicht (wie in der
Familie) vom Medium der Liebe geprägt, sondern

von anderen (professionellen) Kriterien, etwa wirt-
schaftlichen. Schließlich sind Professionelle in Orga-
nisationen eingebunden und als Erwerbstätige be-
schäftigt, die mit dem, was sie tun, Geld verdienen.
Professionelle können die Eltern und die Familie
nicht ersetzen, sie können aber Unterstützungen
und Hilfen (etwa hinsichtlich der Erziehung) anbie-
ten, damit Eltern und Familien ihre Funktion gelin-
gender erfüllen können. Die erste These lautet da-
her: Die Funktionen der Eltern und Familien können
professionell nicht kompensiert (nicht ersetzt), aber
konstruktiv unterstützt und gestärkt werden.

Wie kann jedoch die elterliche beziehungsweise fa-
miliäre Funktion konstruktiv gestützt werden? Als
Grundlage dafür sollte die Einsicht stehen, dass El-
tern am besten wissen, was gut für sie ist, dass sie
auch ein Gespür dafür haben, was gut für ihre Kin-
der ist, dass sie Experten in eigener Sache sind. Es
geht hier darum, die klassische professionelle Asym-
metrie aufzubrechen, nach der Klienten und Klien-
tinnen Laien und Professionelle Experten und Ex-
pertinnen sind. Im Gegensatz dazu wird empfohlen,
die Klienten und Klientinnen als Experten für die
eigenen Belange zu betrachten. Die Fachkräfte ha-
ben in diesem Zusammenhang die Aufgabe, diesen
Expertenstatus der Eltern zum Vorschein zu bringen,
die Eltern zu stützen, sodass sie sich trauen, selbst
herauszufinden, was das Beste für sie und ihre Kin-
der ist. So lautet die zweite These: Eltern sind Exper-
ten für die Erziehung ihrer Kinder. Eltern sollten hin-
sichtlich dieser Expertenrolle angesprochen werden.

Eine dritte Haltung resultiert aus den ersten beiden
Thesen: Wenn die Familienfunktionen nicht profes-
sionell kompensiert werden können, dann haben die
Kommunikationen von Professionellen mit Familien-
mitgliedern (etwa mit Kindern und Jugendlichen)
auch weniger veränderungsinitiierende Wirkung als
familiäre Kommunikationen (etwa von Eltern). Das,
was Eltern tun, tangiert Kinder und Jugendliche im-
mer stärker als das, was von den Fachkräften getan
wird. Davon ausgehend lautet die dritte These: Wenn
das Verhalten von Kindern oder Jugendlichen zur
Disposition steht, wenn es verändert werden soll,
dann kann diese Veränderung vor allem über die
Eltern geschehen.

Helferrollen für die Herstellung 
von Kooperationsmustern
Die These, der im Folgenden nachgegangen werden
soll, lautet, dass Kooperationsmuster herstellbar sind,
wenn die Professionellen von dem beschriebenen
Familienmodell und den erläuterten Haltungen aus-
gehen. Das bedeutet, dass Schwierigkeiten mit Kli-
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entinnen und Klienten nicht nur diesen zugerechnet
werden, sondern dass immer auch zu untersuchen
ist, was die Professionellen ändern müssen oder kön-
nen, damit sich die Wahrscheinlichkeit einer Koope-
rationsbeziehung erhöhen kann.

Allerdings ist es bei der Herstellung von Koopera-
tionsbeziehungen in der Elternarbeit ausgesprochen
wichtig, dass die unterschiedlichen Hilfesysteme
ihre jeweiligen Rollen im Kontakt zueinander und
vor allem im Kontakt zu den Eltern genau und trans-
parent definieren. Insbesondere in Fällen im so ge-
nannten Grau- beziehungsweise Gefährdungsbe-
reich, also wenn entweder infrage steht, ob Eltern
das Wohl ihrer Kinder gefährden, oder darüber Klar-
heit besteht, ist die Funktion der jeweiligen Helfen-
den genau zu bestimmen – zusätzlich wird diese
Klarheit hinsichtlich der jeweiligen Funktionen deut-
lich, wenn die Eltern sich im Kampfmuster befinden
und (zunächst) jede Unterstützung ablehnen. Hier
kann vom öffentlichen Jugendhilfeträger, vom Ju-
gendamt oder vom Allgemeinen Sozialpädagogi-
schen Dienst erwartet werden, dass das staatliche
Wächteramt und damit die Schutzfunktion den Kin-
dern gegenüber sowie die Kontrollfunktion den El-
tern gegenüber artikuliert und realisiert werden.

Die Eltern sind von den Schritten zu unterrichten, die
das Jugendamt gehen wird, wenn die Kindeswohl-
gefährdung anhält und wenn die Eltern nicht nach
Alternativen zur problematischen Situation suchen.
Erst bei einer solch klaren Position des Jugendamtes
den Eltern gegenüber ist es für einen freien Träger
der Jugendhilfe möglich, eine Arbeit zu gestalten, in
der sich die Chancen zur Herstellung einer Koopera-
tionsbeziehung erhöhen. Es geht hier also darum,
die Ambivalenz von Hilfe und Kontrolle (Kleve 1999,
S. 244 ff.),die jede Soziale Arbeit in Selbst- und Fremd-
gefährdungssituationen kennzeichnet, institutionell
und damit freilich auch personell aufzuteilen: Für
den Kinderschutz und die Elternkontrolle ist das Ju-
gendamt als Träger des staatlichen Wächteramtes
zuständig; für die Etablierung einer Kooperations-
beziehung mit den Eltern und die intensive Arbeit
an den Problemen der Familie ist der freie Träger
verantwortlich.

Wir haben es hier mit einer Situation zu tun, in der
das Jugendamt insbesondere das Wohl und den
Schutz des Kindes im Blick hat und den Eltern ge-
genüber eine Kontroll- und Druckfunktion ausübt.
Der freie Träger hat demgegenüber vor allem die
Eltern im Blick und bietet diesen eine Zusammenar-
beit an, um ihnen dabei zu helfen, (wieder) eine Fa-
miliensituation zu schaffen, in der das Jugendamt

seinen Kontrolldruck abstellt. Erst vor dem Hinter-
grund dieser klaren Aufgabenteilung ist das folgen-
de Beispiel für die Gestaltung von Kooperationsbe-
ziehungen in der Elternarbeit zu verstehen.

Beispiel für die Herstellung 
von Kooperationsmustern
Wie die Kooperationsbeziehungen zwischen Eltern
und Helfenden vor dem Hintergrund einer klar abge-
sprochenen Aufgabeteilung zwischen öffentlichen
und freienTrägern konstruktiv gestaltet werden kön-
nen, zeigt das folgende Beispiel von Michael Biene
(2003,S.7 f.), das die Anfangsphase des Jugendhilfe-
projektes Triangel (ausführlicher dazu Kleve 2005a)
veranschaulicht. Biene schildert die Begebenheit mit
einem Vater, der nach einem Erstgespräch nicht wie-
derkam. DasTeam der Jugendhilfeeinrichtung mach-
te dessen Alkoholproblematik dafür verantwortlich;
diese Sichtweise verfestigte allerdings nur die Er-
fahrung, dass auch dieser Klient, wie viele andere,
nicht motiviert sei und fokussierte alle Handlungen
und Aufmerksamkeiten auf diesen Aspekt.

Aber dann kam die entscheidende Wende:„Wir spiel-
ten z.B. im Team das Erstgespräch nach, das ich mit
dem Vater geführt hatte, der ‚wegen seiner Alkohol-
problematik nicht wiederkam’. Und dann passierte
etwas Unvermutetes. Der Kollege, der den Vater
spielte, sagte mir schon nach wenigen Minuten:
‚Wenn ich dieser Vater wäre, würde ich auch nicht
wieder zu einem Gespräch mit dir kommen’. Das
war verblüffend und auch etwas beschämend, aber
es führte zu der Frage, was ich denn ‚falsch’ machte
und welches Verhalten der Vater von mir bräuchte,
um Interesse an einer Zusammenarbeit entwickeln
zu können.Wir probierten eine ganze Zeit im Rollen-
spiel, Alternativen zu finden. Alle fachlich fundierten
Gesprächsführungsformen verschlimmerten jedoch
die Abneigung des Vaters gegen mich nur. Schließ-
lich blieb nur eine etwas unkonventionelle Möglich-
keit. Ich rief den Vater an und entschuldigte mich da-
für, dass ich ihn im ersten Gespräch versucht hatte
zu bevormunden und sagte, dass ich es verstehen
könne, wenn er unter diesen Umständen kein Inte-
resse mehr hatte, mit mir zu sprechen...und er wollte
plötzlich ein zweites Gespräch...“(Biene 2003, S. 7f.).

Was war hier passiert? Die Autonomie der Verhal-
tensweisen des Vaters wurde (wieder) ernst genom-
men, er wurde hinsichtlich seines Verhaltens nicht
(mehr) abgewertet und pathologisiert.Vielmehr wur-
de jetzt – und dies verweist freilich auch auf eine
professionelle Gesprächsführung, und zwar im Sinne
von Carl Rogers (1985) – wertschätzend, empathisch
und kongruent mit ihm umgegangen. Der Helfer hat
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seine vermeintlich überlegene Position, sein profes-
sionelles Besserwissen verlassen und eine für den
Vater glaubwürdige Interaktion angeboten, die eine
Haltung vorbereitet, die den Vater zum Experten in
seiner und in der Sache seiner Kinder macht.

Dass eine Kooperationsbeziehung entsteht, setzt al-
so voraus, dass Professionelle sich fragen, zu welchen
Verhaltensweisen und Handlungen sie die Klientin-
nen und Klienten einladen. Ist es die intendierte
Kooperation, zu der sie einladen, oder fördert sie
Abwehr und Verweigerung? Damit sich ein Koope-
rationsmuster etabliert, ist es erforderlich, dass Pro-
fes- sionelle intensiv an ihren eigenen Haltungen
arbeiten. Diese Haltungsarbeit erfordert insbeson-
dere die Reflexion des eigenen Familienmodells und
gegebenenfalls dessen Veränderung sowie die in-
tensive Kooperation der beteiligten Hilfesysteme,
insbesondere der öffentlichen und freien Träger. Erst
diese Kooperation auf der Ebene der Fachkräfte
erlaubt es, die Ambivalenz von Hilfe und Kontrolle
in der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe zu nutzen,
um mit Eltern konstruktiv zu kooperieren.
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�Allgemeines
Verantwortungsbewusste Unternehmensführung. Die
Diakonische Konferenz hat auf ihrer Jahrestagung eine
Selbstverpflichtung zu verantwortungsbewusster Unterneh-
mensführung beschlossen. Sie empfiehlt den Mitgliedern
des Diakonischen Werks mit mehr als 50 Vollzeitkräften
und mehr als 2 Mio. Euro Jahresumsatz, den„Corporate
Governance Kodex für die Diakonie“ zu übernehmen. Die-
ser enthält Standards und Empfehlungen, die vor allem die
Transparenz der Einrichtungen verbessern, das Vertrauen
in der Öffentlichkeit stärken, Kommunikations- und Verwal-
tungsstrukturen optimieren sowie die Wirtschaftlichkeit der
Einrichtungen steigern sollen. Gesetzlich vorgeschrieben
ist der Corporate Governance Kodex bisher nur für Aktien-
gesellschaften. Entsprechende Vorgaben für Vereine mit
steuerlichen Privilegien und Spenden sammelnden Verei-
nen werden derzeit vom Gesetzgeber diskutiert. Quelle:
www.diakonie.de

Spurensuche. Mit dem „Geschichtswettbewerb des Bun-
despräsidenten“ fordert die Körber-Stiftung alle zwei Jahre
Kinder und Jugendliche unter 21 Jahren zur historischen
Spurensuche in der Lokal- und Regionalgeschichte auf. Im
Internet findet sich unter www.geschichtswettbewerb.de
eine Datenbank, in der alle preisgekrönten Wettbewerbs-
arbeiten des Geschichtswettbewerbs von 1974 bis 2003
verzeichnet sind. Mehr als 7 000 Beiträge, die mit Kurzbe-
schreibungen zum Inhalt versehen sind, lassen sich hier
recherchieren und können zur Ansicht in eine Bibliothek
oder ein öffentliches Archiv bestellt werden.Quelle: Mit-
teilung der Körber-Stiftung

Dramatischer Bevölkerungsrückgang. Die Erwerbsbe-
völkerung in Ostdeutschland wird bis zur Jahrhundertmitte
voraussichtlich um mehr als 50 % schrumpfen – von der-
zeit mehr als 10 Mio. auf ungefähr 4,5 Mio. im Jahr 2050.
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
warnt deshalb in einer aktuellen Studie vor den Risiken
für die wirtschaftliche Entwicklung und die Zukunft Ost-
deutschlands. Nach Ansicht der Arbeitsmarktforschenden
ist keineswegs sicher, dass der Rückgang der Erwerbsbe-
völkerung den Druck vom ostdeutschen Arbeitsmarkt neh-
men wird. Vom Rückgang und der Alterung der Bevölke-
rung gehen nach Einschätzung des IAB erhebliche Gefah-
ren für das ostdeutsche Wirtschaftswachstum aus. Zum
einen schwächt die sinkende Erwerbspersonenzahl das
Wachstumspotenzial. Zum anderen verringert der rückläu-
fige Bevölkerungstrend auch die Zahl der Konsumierenden
und droht dadurch die gesamtwirtschaftliche Nachfrage
zu dämpfen. Die Gesamtbevölkerung in den neuen Bun-
desländern wird sich von heute knapp 15 Mio. auf rund 9
Mio. im Jahr 2050 reduzieren, also um rund 40 %. Um den
Abwärtstrend aufzuhalten, wäre eine rasche und kräftige
Erhöhung der Geburtenrate notwendig. Dies sei aber eher
unwahrscheinlich und wirke sich zudem erst langfristig

aus, geben die Arbeitsmarktforschenden zu bedenken.
Man werde sich wohl darauf einstellen müssen, dass der
Bevölkerungsrückgang nur durch eine Zuwanderung aus
dem In- und Ausland gebremst werden kann. Um dem in
Zukunft drohenden Fachkräftemangel entgegenzuwirken,
seien außerdem verstärkte Investitionen im Bildungsbe-
reich erforderlich. Die Bevölkerungsentwicklung in den
neuen Ländern ist dabei nur zu einem kleinen Teil der Ab-
wanderung Ostdeutscher in den Westen zuzuschreiben.
Ganz ohne Wanderungen fällt der Rückgang der Erwerbs-
bevölkerung kaum schwächer aus – im Jahre 2050 wären
es nur etwa 300 000 Personen mehr, also 4,8 Mio. Der
wesentliche Grund für die stark negative Bevölkerungs-
entwicklung ist der Geburtenausfall nach der Wende, der
unter anderem auf ökonomische Unsicherheiten und eine
Angleichung der Verhaltensmuster an den Westen zurück-
zuführen ist. In den alten Bundesländern ist ebenfalls ein
Rückgang der Erwerbsbevölkerung zu erwarten, der jedoch
mit rund 25 Prozent sehr viel schwächer ausfallen wird.
Der Grund: Im Westen wirkt die Zuwanderung dem Rück-
gang entgegen. Der IAB-Kurzbericht„Dramatischer Rück-
gang der Bevölkerung im Osten“kann im Internet unter
http://doku.iab.de/kurzber/2005/kb1905.pdf abgerufen
werden.

�Soziales
Frührente. Im Teletext verschiedener Privatsender werden
Informationen über den angeblichen „Wegfall der Früh-
rente“verbreitet, die Zuschauer und Zuschauerinnen dazu
bewegen sollen, kostenpflichtige 0190er-Rufnummern in
Anspruch zu nehmen. So war zu lesen, dass die Möglich-
keit der Frühverrentung in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung zum Ende des Jahres entfalle und es dann „nur
noch Rente ab 65“gäbe. Per Faxabruf oder unter einer Ser-
vicenummer könne man sich jedoch über„Schlupflöcher“
informieren, um diese Einschränkungen zu umgehen. Diese
Meldungen verunsichern vor allem Frauen und Arbeitslose
beziehungsweise in Altersteilzeit arbeitende Versicherte,
die sich schon auf ihre Rente eingestellt haben. Die Deut-
sche Rentenversicherung Hessen stellte in einer Pressemit-
teilung klar, dass sich an der seit fast zwei Jahren beste-
henden Rechtslage keine Änderungen ergeben haben: Nach
wie vor können Frauen unter bestimmten Voraussetzungen
vorzeitig Altersrente erhalten, ebenso arbeitslose oder in
Altersteilzeit arbeitende Versicherte. Berechtigt sind die Ge-
burtsjahrgänge 1951 und älter. Richtig ist einzig und allein
– aber auch das ist nicht neu –, dass ab dem Jahr 2006 der
frühestmögliche Beginn der Altersrente wegen Arbeitslosig-
keit oder nach Altersteilzeitarbeit angehoben wird. Aller-
dings gibt es unverändert die bekannten Vertrauensschutz-
regelungen, die weiterhin den Rentenbezug vom 60. Le-
bensjahr an erlauben. Individuelle Informationen erhalten
die Versicherten bei ihrer Rentenversicherung. Rentenex-
perten raten dringend davon ab, sich die zweifelhaften
kostenpflichtigen Tipps und Informationen per Telefon oder
Faxabruf über teure 0190er-Nummern geben zu lassen.
Quelle: Pressemitteilung der Deutschen Rentenversiche-
rung Hessen vom 9. November 2005

Kindergeld. Für Kinder zwischen 18 und 27 Jahren werden
unter bestimmten Voraussetzungen Kindergeld und Frei-
beträge gewährt. Sie müssen sich in der Berufsausbildung
befinden und dürfen nicht mehr als 7 680 Euro im Jahr
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verdienen. Das Bundesverfassungsgericht hat nun festge-
stellt, dass zur Ermittlung des Grenzbetrags bei Einkünften
aus nichtselbstständiger Arbeit der Arbeitnehmeranteil der
gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge (Renten-, Kran-
ken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung) abzuziehen ist
(AZ 2 BVR 167/02). Eltern, denen bisher die Zahlung von
Kindergeld versagt wurde oder die in den Jahren 2001 bis
2005 keinen Antrag gestellt haben, weil die Kinder zu hohe
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit hatten, sollten
prüfen, ob der Grenzbetrag nach Abzug der auf der Lohn-
steuerkarte bescheinigten Sozialversicherungsbeiträge un-
terschritten wird. Ist dies der Fall, sollte erneut Kindergeld
beantragt werden.Quelle: ver.di PUBLIK 11/2005

Stille Reserve. Der Umfang der Unterbeschäftigung hat
sich in den letzten zehn Jahren kaum verändert. Während
die Zahl der registrierten Arbeitslosen zugenommen hat,
ist die so genannte Stille Reserve kleiner geworden, be-
richtet das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB). In der Summe fehlen damals wie heute mehr als
sechs Millionen Arbeitsplätze. Zur Stillen Reserve gehören
diejenigen, die keine Beschäftigung haben, grundsätzlich
aber erwerbsbereit wären und aus den verschiedensten
Gründen nicht in der Arbeitslosenstatistik erscheinen. Man-
che ziehen sich vom Arbeitsmarkt zurück, da sie keine
Chancen für sich sehen, andere gehen vorzeitig in Rente
oder nehmen an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie
einer beruflichen Weiterbildung teil. Beschäftigte in Arbeits-
beschaffungs- oder Strukturanpassungsmaßnahmen wer-
den dagegen nicht zu dieser Gruppe gezählt; sie sind im
statistischen Sinne erwerbstätig. Im Jahr 2004 gehörten
der IAB-Studie zufolge rund 1,6 Millionen Personen dazu.
Den erheblichen Rückgang durch die Hartz IV-Reform am
Jahresbeginn 2005 kann die Studie nicht exakt beziffern:
Die ihr zu Grunde liegende Datenbasis lässt dies derzeit
noch nicht zu. Für das Jahr 2005 schätzt das IAB die Stille
Reserve auf rund 1,4 Millionen. Nahezu über den gesam-
ten Zeitraum nach der Wiedervereinigung sind davon mehr
Frauen als Männer betroffen. Lediglich die stärkere Inan-
spruchnahme von Vorruhestandsleistungen durch die
Männer führte in den Jahren 1992 und 1993 dazu, dass
sich dieses Verhältnis geringfügig umkehrte. Inzwischen
hat sich dies geändert: Frauen stellen im Westen wie im
Osten wieder den größeren Anteil. Quelle: www.iab.de

�Gesundheit
Herzkreislauferkrankung häufigste Todesursache.
Wie das Statistische Bundesamt mitteilt, starben nach den
Ergebnissen der Todesursachenstatistik im Jahr 2004 in
Deutschland 818 271 Personen (383 388 Männer und 
434 883 Frauen), 4,2% weniger als im Vorjahr. Bei nahe-
zu jedem, jeder zweiten Verstorbenen wurde wie auch in
den Vorjahren der Tod durch eine Erkrankung des Kreis-
laufsystems ausgelöst. Infolge von Kreislauferkrankungen
starben insbesondere ältere Menschen: Über 90 % der Ver-
storbenen waren über 65 Jahre alt. Frauen starben häufi-
ger an einer Kreislauferkrankung, weil sie im Durchschnitt
älter werden als Männer. Am Herzinfarkt, der zur Gruppe
der Kreislauferkrankungen gehört, verstarben 67 149 Men-
schen, davon 54,8% Männer und nur 45,2% Frauen.Einem
Krebsleiden erlag im Jahr 2004 ein Viertel aller Verstorbe-
nen (111 013 Männer und 98 316 Frauen). Bei Männern
hatten bösartige Neubildungen der Verdauungs- und der

Atmungsorgane die größte Bedeutung, bei Frauen domi-
nierten bösartige Neubildungen der Verdauungsorgane
sowie der Brustdrüsen. An nichtnatürlichen Todesursachen
(Verletzungen und Vergiftungen) starben 33 309 Personen
(20 758 Männer und 12 551 Frauen). 10 733 Menschen
schieden im Jahr 2004 durch Suizid aus dem Leben, davon
74% Männer und 26 % Frauen.Quelle: Pressemitteilung
des Statistischen Bundesamtes vom 2.November 2005

Pflege der Eltern. Fast die Hälfte aller Bundesbürgerin-
nen und -bürger würde ihre pflegebedürftigen Eltern „auf
jeden Fall“zu Hause betreuen. Das geht aus einer reprä-
sentativen Emnid-Umfrage hervor. Das Institut hatte 1004
Personen im Auftrag des Magazins „chrismon“ befragt.
Diese Bereitschaft ist allerdings geringer ausgeprägt, je
höher das Bildungsniveau ist: Nur 37 % der Menschen mit
Abitur würden ihre Eltern auf jeden Fall pflegen, dagegen
72% der Befragten mit Volksschulabschluss ohne Lehre.
21% erklärten ihre Bereitschaft, wenn die Partnerschaft
oder die Familie nicht darunter leidet. Diese Einschrän-
kung machten eher Besserverdienende (23 % derjenigen,
die mehr als 2 500 Euro netto im Monat verdienen), aber
nur 12 % der Befragten mit einem Monatseinkommen 
von bis zu 1000 Euro.„Keine Zeit“ ist dagegen kaum ein
Argument: Nur 5 % nannten diesen Hinderungsgrund.
Quelle: chrismon 10/2005

Wegweiser für Migrantinnen und Migranten. Der BKK
Bundesverband gibt die Broschüre „Gesundheit Hand in
Hand. Das deutsche Gesundheitssystem. Ein Wegweiser
für Migrantinnen und Migranten“ in neun verschiedenen
Sprachen heraus. Er erläutert, auf welche Leistungen der
gesetzlichen Krankenkassen Anspruch besteht, welche
Möglichkeiten der Vorsorge es gibt oder was beim Arztbe-
such oder bei der Einweisung ins Krankenhaus zu beach-
ten ist.„Der Gesundheitswegweiser vermittelt Grundlagen-
wissen, fördert einen selbstbewussten Umgang mit den
vielfältigen medizinischen Einrichtungen und die sachbe-
zogene Auswahl bei Alternativen“, erklärte K.-Dieter Voß,
Vorstand beim BKK Bundesverband. Der Wegweiser er-
scheint derzeit in Türkisch, Arabisch, Russisch, Serbisch,
Bosnisch, Kroatisch sowie Französisch, Englisch und
Deutsch. Er ist als Broschüre beim Ethno-Medizinischen
Zentrum e.V. zu beziehen (Tel.: 05 11/16 84 10 20) oder
über das Internet in allen Versionen unter www.bkk-
promig.de verfügbar. Ausgaben in weiteren Sprachen 
sind in Vorbereitung.Quelle: www.bkk.de

�Jugend und Familie
Familienorientierte Arbeitszeit. Familienorientierte Ar-
beitszeitmuster verbessern die Balance von Familie und
Beruf und gestalten die Arbeitswelt familienfreundlicher.
Ergänzend zu betriebswirtschaftlich ausgerichteten Be-
rechnungen zeigt ein neues Gutachten von Bert Rürup und
Sandra Gruescu, dass familienorientierte Arbeitszeitmuster
nicht nur positive Effekte für die Unternehmen und Er-
werbspersonen, sondern auch auf makroökonomischer
Ebene haben. Wenn mehr Frauen mit Kindern ihre Erwerbs-
wünsche realisieren können, steigt das Arbeitskräftepo-
tenzial. Infolge einer besseren Koordination von familiären
und beruflichen Anforderungen ist ein Anstieg der Gebur-
tenrate wahrscheinlich. Beide Entwicklungen führen im
Ergebnis zu einem höheren wirtschaftlichen Wachstum.
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Das 50 Seiten umfassende Gutachten „Familienorientierte
Arbeitszeitmuster – Neue Wege zu Wachstum und Beschäf-
tigung“ kann über das Internet (www.bmfsfj.de/Politikbe
reiche/familie,did=25856.html) eingesehen werden.

Fernsehberatung. „Programmberatung für Eltern e.V.”
bietet über das Projekt FLIMMO medienpädagogische In-
formationen sowie Bewertungen zur Eignung aktueller
Fernsehsendungen für Kinder im Alter von drei bis13 Jah-
ren. In kurzen Texten werden Aspekte des kindlichen Fern-
seherlebens erläutert,Tipps zur Fernseherziehung gegeben
und für Kinder und Eltern Interessantes aus der Fernseh-
und Medienlandschaft berichtet. Die Orientierungshilfen
sind unter www.flimmo.tv im Internet zu finden.

Elternzeit für Väter. Männer sprechen sich mehrheitlich
für das Elterngeld und eine bessere Vereinbarkeit von Vater-
schaft und Beruf aus. Das ergab eine Umfrage des Allens-
bach-Instituts, die im Auftrag des Bundesfamilienministe-
riums durchgeführt wurde. Für 56 % der befragten Väter
und Männer mit einem (weiteren) Kinderwunsch ist ein ein-
kommensabhängiges Elterngeld in Höhe von bis zu 1 800
Euro monatlich ein Anreiz, bis zu einem Jahr die Elternzeit
in Anspruch zu nehmen. Gleiches gilt für 48 % der Väter,
die sich keine weiteren Kinder mehr wünschen. Finanzielle
und berufliche Aspekte sind nach Angaben junger Männer
noch vor mangelnden Betreuungsmöglichkeiten Gründe,
die gegen (weitere) Kinder sprechen. Außerdem hat die
Prognos AG im Auftrag des Familienministeriums eine Ex-
pertise zu „Väterfreundlichen Maßnahmen im Unterneh-
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Anzeige Bank

men“ erstellt, in der unter anderem drei Praxisbeispiele
väterfreundlicher Personalpolitik als Anregung für andere
Unternehmen vorgestellt werden. Die Allensbach-Studie
sowie die Prognos-Expertise können über die Homepage
des BMFSFJ (www.bmfsfj.de) heruntergeladen werden.
Quelle: Paritätischer Rundbrief Berlin 10/2005

Öffentlich geförderte Jugendarbeit. Im Jahr 2004 wur-
den 97 300 Maßnahmen der Jugendarbeit von öffentlichen
Stellen, das heißt von Bund, Ländern, Gemeinden oder der
Europäischen Union, finanziell gefördert. Im Vergleich zur
vorhergehenden Erhebung im Jahr 2000 ergibt dies einen
Rückgang von 17 %. Auch die Zahl der jungen Menschen,
die an Veranstaltungen der öffentlich geförderten Jugend-
arbeit teilgenommen haben, verminderte sich gegenüber
dem Jahr 2000 um knapp 880 000 oder cirka 19 % auf 
3,7 Mio. Personen. Zu diesen zählten im Jahr 2004 rund
46 000 Maßnahmen der Kinder- und Jugenderholung mit
etwa 1,95 Mio.Teilnehmenden.Vier Jahre zuvor boten noch
knapp 60 000 Veranstaltungen Erholungen für 2,45 Mio.
Kinder und Jugendliche an. Damit sank deren Zahl binnen
vier Jahren um 23 %, die der Teilnehmenden um 20 %.
Nicht so stark gingen die Ausgaben der öffentlichen Trä-
ger der Jugendhilfe für Jugendarbeit zurück. Sie beliefen
sich im Jahr 2004 auf 260 Mio. Euro gegenüber 269 Mio.
Euro im Jahr 2000 (minus 3%). Für Kinder- und Jugend-
erholung gaben die öffentlichen Träger mit 67 Mio. Euro
allerdings rund 20 % weniger als noch vier Jahre zuvor
aus. Quelle: Pressemitteilung des Statistischen Bundesam-
tes vom 10. November 2005
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Familienbande. Der Generationenpakt in Deutschland
funktioniert auf familiärer Basis. Nach einer Umfrage, die
im Auftrag des Bundesfamilienministeriums durchgeführt
wurde, berichten 91% aller Befragten und 96 % der jün-
geren im Alter von 14 bis 34 Jahren von einem guten Ver-
hältnis zu den eigenen Eltern und Großeltern. Die Kontakte
zwischen den Familienmitgliedern sind intensiv, die über-
wiegende Mehrheit ist mit der Kontakthäufigkeit zufrie-
den. 86 % der Befragten sind der Meinung, dass man sich
bei wichtigen Entscheidungen auf den Rat der älteren Men-
schen verlassen sollte. Die Jüngeren wünschen, dass Älte-
re ihr Wissen Betrieben und Schulen zur Verfügung stellen
(81%), ehrenamtliche Aufgaben (71%) und mehr Verant-
wortung für Kinder und Enkelkinder (59 %) übernehmen
sollen. Die Älteren wollen, dass die Jüngeren gesund blei-
ben (90 %), finanzielle Vorsorge für ihr Alter treffen (85 %),
die Erfahrungen und das Wissen der Älteren aufgreifen
(84 %), ehrenamtliche Aufgaben übernehmen (75 %) und
ihre Eltern pflegen (63 %). Quelle: VdK Zeitung 11.2005

�Ausbildung und Beruf
Forschungsportal. Das neue Internetportal „forschungs-
portal.net“ durchsucht zwölf Millionen Webseiten von 
27 000 Webservern aller öffentlich finanzierten deutschen
Forschungseinrichtungen, darunter auch Hoch- und Fach-
hochschulen, nach Themen. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung hat das Vierjahresprojekt der Uni-
versität Hannover mit über 600 000 Euro gefördert. Neu
und exklusiv ist die Möglichkeit, nach allen bei der Deut-
schen Bibliothek hinterlegten Dissertationen zu suchen.
Quelle: GGW – Das Wissenschaftsforum in Gesundheit
und Gesellschaft 4/2005

Faires Praktikum.Mit dem Gütesiegel „Fair Company“
zeichnet „Junge Karriere“, das Job-Magazin der Verlags-
gruppe Handelsblatt in Düsseldorf, Unternehmen aus, die
keine Vollzeitstellen durch Praktikantinnen und Praktikan-
ten oder Hospitierende ersetzen, Hochschulabsolventinnen
und -absolventen, die sich auf eine feste Stelle bewerben,
nicht mit einem Praktikum vertrösten, keine Praktikanten
und Praktikantinnen mit der vagen Aussicht auf eine an-
schließende Vollzeitstelle werben, Praktika vornehmlich zur
beruflichen Orientierung während der Ausbildungsphase
anbieten und eine adäquate Aufwandsentschädigung be-
zahlen. Der Initiative haben sich mittlerweile mehr als 200,
zum Teil namhafte Firmen angeschlossen. Auch die Jugend-
organisation des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)
nimmt sich verstärkt des Themas Praktikum an. Ihr „Leit-
faden für ein faires Praktikum“kann im Internet unter
www.studentsatwork.org eingesehen werden. Außerdem
berät der DGB Praktikantinnen und Praktikanten in recht-
lichen Fragen. Quelle: Das Parlament 24. Oktober 2005

1.2.2006 Mainz. Fachtagung: Kinder und Jugendliche mit
dem Stempel schwierig verstehen. Information: Landesamt
für Soziales, Jugend und Versorgung, Sozialpädagogisches
Fortbildungszentrum, Hartmühlenweg 8, 55122 Mainz,
Tel.: 061 31/96 71-40, -41, Fax: 061 31/96 71-40, -42

7.2.2006 Hannover. Schwaches Alter? Starkes Alter? Neu-
es Alter(n)?! Information und Anmeldung: Landesvereini-
gung für Gesundheit Niedersachsen e.V., Fenskeweg 2,
30165 Hannover, Tel.: 05 11/350 00 52, Fax: 05 11/350 55
95, Internet: www.gesundheit-nds.de
E-Mail: info@gesundheit-nds.de

10.2.2006 Meckenbeuren-Hegenberg. Fachtagung: Eine
fast normale Familie – Alltag und Unterstützungsbedarf
von Familien mit behinderten und chronisch kranken Kin-
dern. Anmeldung und Information: Stiftung Liebenau, Sig-
genweilerstr.11, 88074 Meckenbeuren, Tel.: 075 42/10 12
07, Internet: www.stiftung-liebenau.de

20.-21.2.2006 Leipzig. Fachtagung: mitSPIELtagung. In-
formation: Netzwerk Leipzig-Südost e.V., Stötteritzer Str.
43, 04317 Leipzig, Tel./Fax: 03 41/990 23 09

8.-10.3.2006 Interlaken/Schweiz. Tagung: Neue Technolo-
gien und Kriminalität: Neue Kriminologie? Information und
Anmeldung: Sandro Cimichella, Glanzenbergstr. 28, CH-
8953 Dietikon

27.-29.3.2006 Berlin. Kulturelle Kinder- und Jugendbildung
– eine Neuorientierung? Information: Deutsches Institut
für Urbanistik, Ernst-Reuter-Haus, Straße des 17. Juni 112,
10623 Berlin, Tel.: 030/390 01-258, -259, Fax: 030/390 01-
268, Internet: www.difu.de, E-Mail: leute@difu.de

3.4.2006 Mannheim. Tagung: 17. Tag des Kindeswohls.
Verbleib oder Rückkehr?! – Perspektiven für Pflegekinder
aus psychologischer und rechtlicher Sicht. Information und
Anmeldung: Stiftung zum Wohl des Pflegekindes, Lupinen-
weg 33, 37603 Holzminden,Tel.: 055 31/51 55, Fax: 055 31/
67 83, Internet: www.Stiftung-Pflegekind.de
E-Mail: 055315155@t-online.de

3.-5.5.2006 Düsseldorf. Kongress: 77. Deutscher Fürsorge-
tag des Deutschen Vereins für öffentliche und private Für-
sorge e.V.: Mut zur sozialen Verantwortung! Information
und Anmeldung: Michaelkirchstr. 17-18,10179 Berlin, Tel.:
030/629 80-616, -617, Fax: 030/ 629 80-650, Internet:
www.deutscher-verein.de, E-Mail: dft@deutscher-verein.de
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1.00 Sozialphilosophie /
Sozialgeschichte 
Kunz, Daniel: Menschenrechte und Be-
ratung: Selbstverständnis selbstver-
ständlich erweitern. - In: Pro Familia
Magazin ; Jg. 33, 2005, Nr. 3, S. 6-7.
*DZI-2643z*
Schrapper, Christian: Andreas Mehrin-
ger (1911-2004) – ein Leben in zwei
Zeiten: Anmerkungen und Fragen zu
Leben und Werk. - In: Unsere Jugend ;
Jg. 57, 2005, Nr. 9, S. 385-393.
*DZI-0135*
Sileny, Maria: Die fremde Schwester: Is-
lamische und christliche Frauen suchen
Wege zueinander.- In: KDFB Engagiert ;
2005, Nr. 10, S. 16-19.*DZI-0503z*

2.01 Staat /Gesellschaft
Koch, Christian: Die Perlen im Internet:
Fachinformation. - In: Sozialwirtschaft ;
Jg.15, 2005, Nr. 5, S. 28-32.*DZI-2991z*
Seifert, Ruth: Healing Individuals –
Healing Communities: kriegerische
Konflikte und Soziale Arbeit. - In: Sozial
Aktuell ; Jg. 37, 2005, Nr. 15, S. 2-5.
*DZI-2220z*

2.02 Sozialpolitik
Achenbach, Gabriele: Fließender Über-
gang: Vernetzungsmodelle und Über-
leitungskonzepte für komplexe Versor-
gungssituationen. - In: Nightingale ; Jg.
03, 2005, Nr. 3, S. 34-40.*DZI-3033*
Becker,Thomas: Sozialmonitoring zeigt
Lücken und Lösungen. - In: neue cari-
tas ; Jg. 106, 2005, Nr. 14, S. 9-17.
*DZI-0015z*
Butterwegge, Christoph: Die solidari-
sche Bürgerversicherung – eine Alter-
native zum Abbau des Sozialstaates? -
In: Gesundheits- und Sozialpolitik ; Jg.
59, 2005, Nr. 7/8, S. 50-53.*DZI-0079z*
Funk, Marianne: Stattliche Pfründe?
Die Illusion der Niedergelassenen über
ihre Leistungschancen außerhalb der
GKV. - In: Verhaltenstherapie & psycho-
soziale Praxis ; Jg. 37, 2005, Nr. 3,
S. 659-664.*DZI-2944*
Hansmeier, Thomas: Qualitätssiche-
rung bei Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben – Entwicklung eines Re-
habilitandenfragebogens. - In: Die An-
gestelltenversicherung ; Jg. 52, 2005,
Nr. 8, S. 371-379.*DZI-0902*
Krug, Peter: Finanzierung des Lebens-
langen Lernens: Anmerkungen zum Be-
richt der Expertenkommission vom 28.
Juli 2004. - In: Recht der Jugend und

des Bildungswesens ; Jg. 53, 2005, Nr.
2, S. 236-243.*DZI-0740*
Roggenkamp, Günter: Zusätzliche pri-
vate Altersvorsorge – notwendige Er-
gänzung zur gesetzlichen Rente? - In:
Gesundheits- und Sozialpolitik ; Jg. 59,
2005, Nr. 7/8, S. 54-63.*DZI-0079z*
Vogel, Johann Peter: Der Zerfall der
Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Finanzhilfe an Ersatz-
schulen: aus Anlass des Beschlusses
zur Landeskinderklausel vom 23. No-
vember 2004. - In: Recht der Jugend
und des Bildungswesens ; Jg. 53, 2005,
Nr. 2, S. 255-267.*DZI-0740*

2.03 Leben /Arbeit /Beruf
Grzech-Sukalo, Hiltraud: Arbeit soll
nicht krank machen.- In: Pflege aktuell ;
Jg. 59, 2005, Nr. 9, S. 472-474.
*DZI-1010z*
Hoffmann, Alfred T.: Vom Heimleiter
zum Manager: Rollenverständnis. - In:
Altenheim ; Jg. 44, 2005, Nr. 8, S.18-20.
*DZI-1449*
Menning, Sonja: GeroStat – Statisti-
sche Daten: Erwerbsbeteiligung und
Arbeitslosigkeit im höheren Erwerbs-
alter – ein statistischer Überblick. - In:
Informationsdienst Altersfragen ; Jg.32,
2005, Nr. 5, S. 11-13.*DZI-3024*
Sans, Reiner: Zusatzjobs bilden die
„Quadratur des Kreises”. - In: neue
caritas ; Jg. 106, 2005, Nr. 16, S. 32-36.
*DZI-0015z*
Stolterfoht, Barbara: Armut und Reich-
tum in einem gespaltenen Land: Die
gesellschaftliche Entwicklung im Spie-
gel des Zweiten Armuts- und Reich-
tumsberichts. - In: Unsere Jugend ; Jg.
57, 2005, Nr. 9, S. 354-364.*DZI-0135*
Vespermann, Susanne: Beratung unter
Gleichen:Tandem-Coaching. - In: Sozial-
wirtschaft ; Jg. 15, 2005, Nr. 5, S. 17-20.
*DZI-2991z*
Wirth, Carsten: Integration in Arbeit
durch personale Netzwerke – Chance
für die öffentliche Arbeitsvermittlung. -
In: Arbeit und Beruf ; Jg. 56, 2005, Nr.
9, S. 257-260.*DZI-0620*

3.00 Institutionen und 
Träger sozialer Maßnahmen
Andresen, Sabine: Bildung vor neuen
Herausforderungen in Ganztagssyste-
men: Aufwachsen im Spannungsfeld
von Einzigartigkeit und Vergesellschaf-
tung. - In: Sozial extra ; Jg. 29, 2005,
Nr. 9, S. 6-10.*DZI-2599z*
Bolz, Robert: Neues Dach für die Bera-
tungsszene: Die Deutsche Gesellschaft
für Beratung/German Association for
Counselling (DGfB).- In: Pro Familia Ma-
gazin ; Jg. 33, 2005, Nr. 3, S. 12-13.
*DZI-2643z*
Bönninghausen, Inge von: Happy
Birthday to the United Nations: die
Staatengemeinschaft als Vorreiterin für

Frauenrechte. - In: Frauenrat ; Jg. 54,
2005, Nr. 4, S. 2-5.*DZI-0504z*
Hoffmann, Alfred T.: Heime werden zu
Dienstleistungszentren: Trend. - In: Al-
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Jg. 03, 2005, Nr. 3, S. 4-13.*DZI-3033*
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Poscher, Ralf: Die Rechtsstellung aus-
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254.*DZI-0740*
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4.00 Sozialberufe/
Soziale Tätigkeit
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Nr. 9, S. 20-24.*DZI-2599z*
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Schiersmann, Christiane:Von der funk-
tional-berufsbezogenen Weiterbildung
zur prozessorientierten Kompetenzent-
wicklung: Herausforderungen für die
Forschung. - In: Recht der Jugend und
des Bildungswesens ; Jg. 53, 2005, Nr.
2, S. 169- 185.*DZI-0740*
Schlemmer, Elisabeth: Sozialpädagogik
und Schule: Interdisziplinäre Reformkon-
zepte für die Ganztagsschule. - In: So-
zial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 9, S. 25-28.
*DZI-2599z*
Tschavdarova, Albena: Die Sozialpä-
dagogik in Bulgarien – Geschichte und
Gegenwart.- In: Zeitschrift für Sozialpä-
dagogik ; Jg. 3, 2005, Nr. 3, S. 314-331.
*DZI-3042*
Walter, Jürgen: Diskrepant oder nicht-
diskrepant: Ist das noch die Frage? Über
eine problematische Untergruppenbil-

dung bei lese-rechtschreibschwachen
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79.*DZI-2625*
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Böllert,Karin: Soziale Arbeit angesichts
einer krisenhaften Kultur des Aufwa-
chens. - In: Neue Praxis ; Jg. 35, 2005,
Nr. 3, S. 219-222.*DZI-2387*
Esser, Peter: Der Dienstplan richtet sich
nach dem Menschen.- In: neue caritas ;
Jg.106, 2005,Nr.16,S. 20-21.*DZI-0015z*
Hesse, Martin: Was unbedingt sein
muss: Versicherungsschutz.- In: Alten-
heim ;Jg. 44, 2005, Nr. 8, S. 40-42.
*DZI-1449*
Hoffmann, Birgit: Jugendhilfe und Op-
ferentschädigung.- In: Das Jugendamt ;
Jg.78,2005,Nr. 8,S. 329-337.*DZI-0110z*
Kämmer, Karla: Wenig Aufwand – viel
Sicherheit: praxisorientiertes Risikoma-
nagement.- In: Altenheim ; Jg. 44, 2005,
Nr. 8, S. 37-39.*DZI-1449*
Steinmeyer, Horst: Die Sperrzeitrege-
lung nach Hartz III. - In: Informationen
zum Arbeitslosenrecht und Sozialhilfe-
recht ; Jg. 23, 2005, Nr. 3, S. 105-108.
*DZI-2907*

6.00 Theorie 
der Sozialen Arbeit
Allgaier, Ralph: Zuflucht im Fernwär-
mekanal: Wie die Caritas Obdachlosen,
Müttern und Kindern in Sibirien hilft. -
In: Caritas in NRW ; 2005, Nr. 4, S. 18-
19.*DZI-2295*
Homfeldt, Hans Günther: Soziale Arbeit
und Gesundheit:Vergessene Zusammen-
hänge und Forschungsaufgaben. - In:
Sozial extra ; Jg. 29, 2005, Nr. 9, S. 41-
44.*DZI-2599z*
Mührel, Eric: Benötigt Soziale Arbeit
eine Berufsethik? Eine einführende Re-
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Die Kampagne Erziehung. Ein Modellprojekt. Neue
Produkte, Konzepte und Vernetzungsstrategien. Hrsg. Bernd
Kammerer. emwe-Verlag. Nürnberg 2004, 303 S., EUR 16,90
*DZI-D-7292*
Erziehungsfragen sind immer wieder Thema in der politi-
schen und öffentlichen Diskussion. Über Erziehung wird
geredet, über die richtige Erziehung mitunter gar gestrit-
ten. Das Modellprojekt „Kampagne Erziehung“der Stadt
Nürnberg hatte das Ziel, Familien bei der Ausübung ihrer
erzieherischen Verantwortung zu unterstützen und allen,
die sich mit Erziehung befassen, umfassende Hilfestellun-
gen an die Hand zu geben. Schwerpunkte waren unter an-
derem die Stärkung der Erziehungsfähigkeit in der Fami-
lie, die Erstellung von innovativen Produkten, Dienstleis-
tung und Medien, die bessere Erreichbarkeit von Familien.
Die Kampagne ist ein Kooperationsprojekt, in das fast alle
Handlungsfelder der Jugendhilfe und auch die Schulen ein-
bezogen waren, wie Familienbildung, Kindertagesbetreu-
ung, Jugendsozialarbeit an Schulen, Erziehungsberatung
und andere Beratungsdienste, Bezirkssozialarbeit, Hilfen
zur Erziehung und die Kinder- und Jugendarbeit sowie El-
tern und Elternselbsthilfe.

NGOs im Prozess der Globalisierung. Mächtige Zwerge
– umstrittene Riesen. Hrsg. Achim Brunnengräber und an-
dere.VS Verlag für Sozialwissenschaften. Wiesbaden 2005,
446 S., EUR 29,90 *DZI-D-7295*
Dieser Band bietet eine Einführung in die Diskussionen über
Non-Governmental-Organizations (NGO), die Zivilgesell-
schaft, transnationale soziale Bewegungen, über Global
Governance und Formen der internationalen Demokratie.
Er ist eigens für die politische Bildung konzipiert worden.
Untersucht werden Funktionen und Praxis von internatio-
nal agierenden NGOs und transnationalen sozialen Bewe-
gungen in verschiedenen Politikfeldern. Ausgehend von den
Strukturveränderungen der internationalen Politik wird die
Rolle der NGOs im UN-System sowie die Frage ihrer Legiti-
mation und ihres Einflusses im Bereich der Klima- und Bio-
diversitätspolitik behandelt. Im Bereich der Menschenrech-
te wird die spezifische Bedeutung von Frauennetzwerken
untersucht. Das Verhältnis zwischen NGOs und transna-
tionalen Konzernen sowie internationalen Institutionen
wie Weltbank, Internationaler Währungsfond und Welt-
handelsorganisation wird ebenfalls thematisiert.

Sonderpädagogische Professionalität. Beiträge zur
Entwicklung der Sonderpädagogik als Disziplin und Pro-
fession. Hrsg. Detlef Horster und andere. VS Verlag für So-
zialwissenschaften. Wiesbaden 2005, 210 S., EUR 24,90
*DZI-D-7296*
Die Sonderpädagogik bleibt von den Professionalisierungs-
bestrebungen anderer Fächer, wie beispielsweise der Pä-
dagogik und der Sozialen Arbeit, nicht unberührt. So ist
ein produktives, nachhaltig erwachtes Interesse an Theo-
rien, Modellen und Forschungen bezüglich Professionen

und Professionalisierung im erziehungswissenschaftlichen
Kontext zu verzeichnen. Sonderpädagogische Professiona-
lität bedeutet eine komplexe Auseinandersetzung bezüg-
lich der Herkunft wie auch der Zukunft der Sonderpädago-
gik als Profession und als wissenschaftliche Disziplin, zu-
mal vor dem Hintergrund ihrer Stellung zu und in den Er-
ziehungswissenschaften. In diesem Buch wird vor allem
der innerfachlichen Verständigung über sonderpädagogi-
sche Professionalität Raum gegeben, es wird nach ihrer
Geschichte, ihrem Selbstverständnis und ihren Aufgaben
gefragt.

Soziale Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. Soziale Ar-
beit zwischen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Hrsg. Heinz
Burghardt und Ruth Enggruber. Juventa Verlag. Weinheim
2005, 231 S., EUR 20,50 *DZI-D-7310*
Das Wechselverhältnis von Fachlichkeit Sozialer Arbeit und
Politik beziehungsweise Recht erfährt im Gefolge der Hartz-
Gesetzgebung eine neue Dynamik. Die Gesetze für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt weisen nicht in
eine grundsätzlich neue Richtung. Neben arbeitsmarktpo-
litischen, verwaltungsorganisatorischen, finanziellen oder
sozialversicherungsrechtlichen Ansätzen befassen sie sich
ausdrücklich mit der Etablierung von Dienstleistungen
und berühren damit den engen Bereich, in welchem Recht
für die Profession Soziale Arbeit besonders relevant wird.
Es wird aufgezeigt, welche markanten historischen Statio-
nen das Verhältnis von Soziale Arbeit und Arbeitsmarkt-
beziehungsweise Sozialpolitik in Deutschland durchlaufen
hat. Die praxisorientierten Beiträge setzen bei der Jugend-
berufshilfe ein und behandeln dann das allgemeine Feld
der Arbeitsförderung. Sie stellen Modellprojekte vor, ver-
gleichen Job-Center in Großbritannien mit einem Projekt
in Köln oder befassen sich mit Qualifizierungs- und Be-
schäftigungsgesellschaften.

Einführung in die Statistik. Für pädagogische und
soziale Berufe. Von Werner Wüstendörfer. emwe-Verlag.
Nürnberg 2005, 321 S., EUR 25,– *DZI-D-7326*
Statistik soll gerade auch für Angehörige sozialer Berufe
kein„Buch mit sieben Siegeln“bleiben, sondern verstehbar
und nachvollziehbar sein. Diese Einführung wendet sich
insbesondere an Studierende und Berufstätige im sozialen
Bereich, die in vielfältiger Art und Weise mit statistischen
Fragen befasst sind. Aus der Bandbreite der unterschiedli-
chen Verfahren wurden vom Autor diejenigen ausgewählt,
die ein gutes Grundgerüst darstellen und in der Praxis viele
Anwendungen ermöglichen, so die übersichtliche und sys-
tematische Zusammenfassung von Informationen und ein-
fachere Test, die zum Beispiel für Evaluierungen anwend-
bar sind und ebenfalls häufigere Fragestellungen abdecken
könnten. Beispiele und Übungsaufgaben wurden jeweils
aus dem sozialen Bereich gewählt.

Der Gebrauch der eigenen Kräfte. Eine Gouvernemen-
talität Sozialer Arbeit. Von Fabian Kessl. Juventa Verlag.
Weinheim und München 2005, 258 S., EUR 34,50 
*DZI-D-7311*
Michel Foucault hat in seiner Vorlesungsreihe am Collège
de France im Studienjahr 1977/78 die Genealogie des mo-
dernen Staates in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen
gestellt. Schlüsselbegriff dieser Untersuchungsperspektive
ist die Regierung: La Gouvernementalité. Regierung be-
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wicklung einer neuen Lernkultur durch Kooperation mit
außerschulischen Akteuren von besonderem Interesse.

Gesundheit und Behinderung. Eine empirische Untersu-
chung zu subjektiven Gesundheitsvorstellungen bei Fach-
leuten in der Behindertenhilfe. Von Roswitha Gembris-
Nübel. Mabuse-Verlag. Frankfurt am Main 2005. 228 S.
+ Anhang, EUR 24,– *DZI-D-7338*
Welche subjektiven Vorstellungen von Gesundheit haben
Fachleute in der Behindertenhilfe? Was bedeutet für sie
Gesundheit im Zusammenhang mit Behinderung? Gesund-
heitsvorstellungen sind zentrale Elemente im beruflichen
Selbstverständnis von Professionellen in der Behinderten-
hilfe. Die unterschiedlichen Überzeugungen und Konzepte
von Gesundheit gehen in die Vorstellungen von Professio-
nellen sowohl hinsichtlich ihres Umgangs mit der eigenen
Gesundheit als auch des Umgangs mit behinderten Men-
schen in Bezug auf deren Gesundheit und Krankheit ein.
Das Verständnis von Gesundheit und Behinderung ist kei-
nesfalls widerspruchsfrei. Das Buch versteht sich als Bei-
trag, subjektive Gesundheitsvorstellungen bei Fachleuten
in der Behindertenhilfe zu erfassen und in den Kontext
ihres berufsspezifischen Handelns zu stellen. In einer qua-
litativen Untersuchung werden Erscheinungsformen sub-
jektiver Gesundheitsvorstellungen sowie die Meinungen
zu Gesundheit in Bezug auf behinderte Menschen analy-
siert, um daraus Implikationen für die Gesundheitsförde-
rung in der Behindertenhilfe einzuleiten.

Rationalisierung der Jugendfürsorge. Die Herausbil-
dung neuer Steuerungsformen des Sozialen zu Beginn des
20. Jahrhunderts. Von Elena Wilhelm. Haupt Verlag. Bern
2005, 427 S., EUR 32,– *DZI-D-7341*
In dieser kritisch angelegten und theoretisch fundierten
Studie zur Entstehungsgeschichte der modernen Jugend-
fürsorge leistet die Autorin einen Beitrag zur aktuellen
Debatte über die Aufgaben und das Selbstverständnis der
Sozialen Arbeit. Auf der Basis von Fallmaterial (auf Com-
pact Disc der Publikation beigelegt) wird in einer theore-
tisch angeleiteten Analyse dargelegt, wie in den ersten
Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts eine am Dispositiv der
„Verwahrlosung“orientierte und sich dadurch konstituie-
rende Praxis der Jugendfürsorge entsteht. Auf dem Weg
über die Rationalisierung der Kinder- und Jugendfürsorge
bildeten sich neue Steuerungsformen des Sozialen heraus,
die mit dem Foucaultschen Begriff der Gouvernementalité
gefasst werden können. In den neuen Fürsorgepraktiken
zeigt sich nach Ansicht der Autorin nicht das Verschwin-
den einer bestimmten Machtform (Sozialdisziplinierung),
wie dies andere neuere Untersuchungen darlegen wollen,
sondern deren Transformation in eine andere.

Sozialisation im späteren Erwachsenenalter. Ein Kul-
turvergleich zwischen Deutschland und China. Von Ke Yu.
Weißensee Verlag. Berlin 2005, 424 S., EUR 7354*
Diese Studie beschreibt ein breites Spektrum von Möglich-
keiten zur Subjektentwicklung und Selbstbestimmung äl-
terer Menschen in Deutschland und China. Sie fragt nach
der kulturbedingten Koppelung von Sozialisation im spä-
teren Erwachsenenalter und der Entwicklung von Subjek-
tivität in diesem Lebensabschnitt. Bedingt durch unter-
schiedliche (kultur)spezifische Ausgangslagen, werden die
Antworten auf die gemeinsamen Herausforderungen in

zieht Foucault dabei nicht nur auf Fragen der institutiona-
lisierten Herrschaftsformen moderner Staatlichkeit, son-
dern auf unterschiedliche Formen der Führung von Men-
schen. Studien zur Gouvernementalität verdeutlichen seit
einigen Jahren den Erkenntniswert einer solchen macht-
analytischen Vorgehensweise. Daran anschließend stellt
diese Veröffentlichung eine diskursanalytisch angelegte
Gouvernementalität Sozialer Arbeit vor. Sozialpädagogi-
sche Regierungsweisen sind Teil der pädagogischen Aus-
prägung des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements des So-
zialen. Soziale Arbeit stellt somit einen eigenständigen
aktiven Teil dieser Regierungsweisen dar. In welcher Form
diese in den letzten Jahren in Deutschland gestaltet wer-
den, wird anhand einer Literatur- und Materialrekonstruk-
tion am Beispiel der Kinder- und Jugendhilfe sichtbar ge-
macht.

Forschung & Soziale Arbeit an Österreichs Fachhoch-
schulen. Hrsg. Reinhold Popp und andere. LIT Verlag.
Wien 2005, 355 S., EUR 19,90 *DZI-D-7328*
Soziale Arbeit ist in Österreich ein sehr vernachlässigtes
Forschungsgebiet. Die staatlichen Forschungsförderungs-
programme setzen andere Prioritäten. An Österreichs Uni-
versitäten gibt es nur sehr wenige Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler, die sich in Forschung und Lehre auf
Fragestellungen der Sozialen Arbeit spezialisiert haben.
Außeruniversitäre Forschung realisiert sich – mangels Res-
sourcen – nur in Form von singulären Initiativen und „Wohn-
zimmerforschung“. Mit diesem defizitären Entwicklungs-
stand ist Österreich weit von den vergleichbaren Bedingun-
gen in anderen europäischen Ländern entfernt. Seit Herbst
2001 gibt es nun auch in Österreich die Möglichkeit, So-
ziale Arbeit an (Fach)Hochschulen zu studieren. Sind die
Fachhochschulstudiengänge für Soziale Arbeit die Hoff-
nungsträger für eine bessere Zukunft der sozialberuflichen
Praxis- und Professionsforschung? Dieser Frage geht der
vorliegende Sammelband nach. In den Beiträgen von Ex-
pertinnen und Experten aus den wichtigsten sozialberuf-
lich orientierten Studiengängen werden die entsprechen-
den Entwicklungserfordernisse ausgelotet und laufende
Projekte sowie konkrete Entwicklungspläne präsentiert
und diskutiert.

Schulkooperationen. Stand und Perspektiven der Zu-
sammenarbeit zwischen Schulen und ihren Partnern. Von
Andrea Behr-Heintze und Jens Lipski. Wochenschauverlag.
Schwalbach/Taunus 2005,185 S., EUR 19,80 *DZI-D-7332*
In einer repräsentativen Befragung zum Stand schulischer
Kooperationen wurden bundesweit über 5 000 Leiterinnen
und Leiter allgemeinbildender Schulen und über 1000 Ko-
operationspartner dieser Schulen befragt. Daneben wur-
den an 24 ausgewählten Schulen mit Schulleitungen, Lehr-
kräften, Eltern sowie Schülerinnen und Schülern intensive
Gespräche über die Auswirkungen dieser Kooperationen
auf die schulische Arbeit geführt. An Beispielen wie der Zu-
sammenarbeit mit Betrieben, anderen Schulen, der Schul-
sozialarbeit sowie der Internetnutzung zeigt das Autoren-
team die Erweiterungen der Handlungs- und Lernmöglich-
keiten von Kindern und Jugendlichen auf. So bilanziert die
Publikation den aktuellen Stand und gibt allen Interessier-
ten Hinweise auf mögliche Handlungsalternativen und
Perspektiven. Im Hinblick auf Ganztagsschulen sind dabei
die Aussagen über Möglichkeiten und Grenzen der Ent-https://doi.org/10.5771/0490-1606-2005-12
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Form der demographischen Alterung und Globalisierung
herausgearbeitet. Untersucht werden kulturbedingte wie
kulturübergreifende Phänomene: Altersstigma, Institutiona-
lisierung des Ruhestandes, Freizeit, konfuzianische Pietät,
Persönlichkeitsentwicklung, Seniorenstudium und -univer-
sitäten, selbstgesteuertes Lernen im Alter, Grenzen der So-
zialisation und vieles andere mehr. Wie auch immer ältere
Frauen und Männer ihren Alltag bewältigen, stets kommt
es zu Fragen nach dem Sinn des menschlichen Lebens. Dem
Lernen im Alltag kommt daher sowohl als Forschungsge-
genstand als auch zu organisierender Praxis eine große
Bedeutung zu.

Psychologie für Pflegeberufe. Ein Lehr-, Lern- und Ar-
beitsbuch. Von Bärbel Ekert und Christiane Ekert. Georg
Thieme Verlag. Stuttgart 2005, 343 S., EUR 27,95 
*DZI-D-7355*
Der Mensch – ein komplexes Wesen, das zu verstehen viel
Wissen und Einfühlungsvermögen bedarf. Einen Schlüssel
für dieses Verständnis liefert dieses Buch. Die psychologi-
schen Vorgänge, die den Menschen vom Säuglingsdasein
bis zum Hochbetagtsein bewegen, werden nachvollzieh-
bar und tief gehend beschrieben. Viele Fallbeispiele aus
der Praxis der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, der
Gesundheits- und Krankenpflege sowie der Altenpflege
liefern die Basis für ein problem- und handlungsorientier-
tes Lernen. Von den psychologischen Anforderungen an
Pflegende auf der neonatologischen Intensivstation bis zu
den pflegerischen Aufgaben bei dementen Patientinnen
und Patienten erklärt diese Veröffentlichung alle wichtigen
Themen aus der Praxis. Grundwissen der Bezugswissen-
schaft Psychologie ermöglicht die Analyse des Erlebten
auf der Station oder im Heim sowie das Planen und Um-
setzen von pflegerischen Interventionen.

Strafrecht in der Sozialarbeit. Ein Leitfaden zur Praxis
des Strafens, der Strafzumessung und des Strafverfahrens.
Von Tilmann Schott und Martin H. W. Möllers. Walhalla
Fachverlag. Regensburg/Berlin 2005, 272 S., EUR 24,90
*DZI-D-7357*
Von Bewährungsaufsicht und -widerruf, Gestaltung des
Strafvollzuges bis zu Entlassungsvorbereitung, Vollstre-
ckungsreihenfolge, Zuständigkeiten, Verteidigerbestellung
und Kosten: In der Berufspraxis der Sozialarbeit und So-
zialpädagogik, der Bewährungshilfe, Rechtspflege sowie
des Strafvollzugsdienstes geht es um Vorgänge, die mit
der Rechtsfolgenseite zu tun haben. Mit Hilfe zahlreicher
Schaubilder und Fallbeispiele erklären die Autoren die
juristischen Zusammenhänge zwischen den Verfahren im
Strafrecht und deren Auswirkungen auf die Berufspraxis,
wichtige Sachverhalte werden verdeutlicht. Gerade auf
Grund der jahrelangen Lehrerfahrung der Autoren eignet
sich der Leitfaden für den Einsatz in Ausbildung und Stu-
dium des Sozialwesens.

Soziale Arbeit in der Schule zwischen Wunsch und
Wirklichkeit. Ein theoriegeleiteter Blick auf ein professio-
nelles Praxisfeld im Umbruch. Von Martin Hafen. Intact
Verlag/Hochschule für Soziale Arbeit. Luzern 2005, 110 S.,
EUR 19,90 *DZI-D-7356*
Seit einigen Jahren ist im deutschsprachigen Europa eine
deutliche Zunahme Sozialer Arbeit in der Schule festzu-
stellen. Dabei zeigt sich, dass die Soziale Arbeit in der
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Schule in erster Linie eine Feuerwehrfunktion übernimmt
und sich die präventive Arbeit, die unter anderem die Ver-
änderung der Schulstrukturen anstrebt, als schwierig er-
weist. Zudem werden integrative Modelle Sozialer Arbeit
in der Schule mit einer gleichberechtigten Kooperation
von Lehrkräften und Fachleuten der Sozialen Arbeit nur
selten realisiert. Der Autor nutzt die soziologische System-
theorie und ihr Konzept der funktionalen Differenzierung,
um nach Erklärungen für diese Kooperationsprobleme von
Schule und Sozialer Arbeit zu suchen. Er zeigt auf, wie ähn-
lich sich die beteiligten Disziplinen in mancher Hinsicht
sind, und schlägt vor, Soziale Arbeit nicht in der Schule,
sondern als interdisziplinäre Kooperationsform außerhalb
der Schule zu organisieren. Der Vertrieb des Buches in
Deutschland erfolgt über den Lambertus Verlag.

Wie Kooperation in der Frühförderung gelingt. Von
Luise Behringer und Renate Höfer. Ernst Reinhardt Verlag.
München 2005, 136 S., EUR 19,90 *DZI-D-7358*
Viele Berufsgruppen arbeiten in der Frühförderung zusam-
men. Nur in einer guten Kooperation der Fachkräfte un-
terschiedlicher Disziplinen erweitern sich fachspezifische
Sichtweisen zur förderlichen Gesamtsicht auf das Kind in
seiner Familie und seinem Lebensumfeld. Die Autorinnen
zeigen, wie Fachkräfte in der Frühförderung ihre Zusam-
menarbeit im Alltag durch die Analyse von Problemen an
Schnittstellen zwischen Institutionen und Berufsgruppen
verbessern können, machen Vorschläge für die Zusam-
menarbeit in Schlüsselprozessen (Diagnostik, Förderplan,
Förderprozess), stellen Beispiele bewährter Modelle aus
der Praxis und Strategien für Selbstevaluation und Quali-
tätskontrolle vor.

Sozialreform als Bürger- und Christenpflicht. Auf-
zeichnungen, Briefe und Erinnerungen des leitenden Minis-
terialbeamten Robert Bosse aus der Entstehungszeit der
Arbeiterversicherung und des BGB (1878-1892). Hrsg.
Volker Mihr und andere. Verlag W. Kohlhammer. Stuttgart
2005, 411 S., EUR 45,– *DZI-D-7367*
Die Darstellung dokumentiert das private und dienstliche
Wirken des späteren preußischen Kultusministers Robert
Bosse (1832-1901) aus seiner Zeit als Spitzenbeamter der
inneren Reichsverwaltung unter Bismarck. Die Mittelpunk-
te bilden einerseits seine private Korrespondenz und Tage-
buchaufzeichnungen und andererseits seine Erinnerungen,
deren geplante Veröffentlichung bislang unterblieb. Neben
zahlreichen Informationen zur Entstehung der Arbeiterver-
sicherungsgesetze und des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB) bieten die Aufzeichnungen Einblicke in die Frömmig-
keitspraxis, das kirchliche Vereinsleben und die landes-
kirchliche Entwicklung seiner Zeit. Bosse war ein von der
Erweckungsbewegung erfasster Protestant, der sich in sei-
ner Lebensführung sowie seinen politischen Vorstellungen
von den Grundgedanken eines konservativ geprägten, aber
nicht intransigent-orthodoxen Christentums leiten ließ.
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